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Preußen. 


Kammer Verhandlungen. 
J. Kammer. 63. Sitzung vom 3, Novbt. 


Präſident: v. Auerswald. 
Eröffnung 10%, Uhr. 2 
Am Miniftertifhe: v. Strotha, Simons, v. 
Ladenberg. 
Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen 
und genehmigt. 7 
Der Präſident der zweiten Kammer überſendet den 
„Entwurf eines Geſetzes, betreffend die 
Aufhebung der Klaſſenſteuer⸗Befrelungen“, 
mit der Benachrichtigung, daß die zweite Kammer dem 
Geſetz Entwurf ihre Zuſtimmung ertheilt hat. — 
Der Entwurf wird einer beſonderen Kommiſſion über⸗ 
wieſen. 
Die Wahl des Abg. v. Ritz⸗Lichtenau wied be⸗ 
anftandet, die Wahl des Abg. v. Bianko für gültig 


erklärt. 
ie Kammer tritt der von dem Central⸗Ausſchuſſe 
8 III. und IV. der 


nunmehr redigirten Faſſung der Tit. 
Verfaſſungsurkunde bei. N 
Auf der Tagesordnung iſt hierauf der Bericht des 
Centräl⸗Ausſchuſſes über die in den allgemei⸗ 
nen und den Uebergangs⸗Beſtimmungen ent⸗ 
haltenen Art. 105 bis 112 der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde. Dieſelbe wird von dem Abg. Mätzke 
verleſen. 3 
Der Ausſchuß trägt darauf an, das erfte Ali⸗ 
nea des Art. 105 und die Art. 107, 108, 109, 
110 und 112 in der von der zweiten Kammer 
beliebten, die anderen Art. in folgender Faſſung anzu⸗ 
nehmen: . 
Statt des zweiten Alinea des Art. 105. 5 = 
die Kammern nicht verſammelt find nnen in 
een Fallen, unter Verantwortlichkeit des geſammten 
Staats⸗Miniſteriums, Verordnungen, die den Beſtimmungen 
der Verfaſſung nicht zuwiderlaufen, mit Geſetzeskraft erlaſ⸗ 
ſen werden. Dieſelben ſind aber den Kammern bei ihrem 
nächſten Zuſammentritt zur Genehmigung ſofort e 
Bis dahin, wo die Verſagung der Genehmigung Se 5 8 
ner der Kammern ausgeſprochen iſt, bleiben die Verordnun⸗ 
gen in Gültigkeit. f 8 kündeten 
ifel darüber, ob bei gehörig verkündeten 
ee orbnungen die ee EN Mit: | 
wirkung der Kammern beobachtet fet, fo ſkehet nur die⸗ 
fen zu, Anträge deshalb zu machen und Beſchlüſſe zu 


faſſen. 
Art. 106. 
Die Verfaſſung kann auf dem ordentlichen Wege der Ge⸗ 
ſetzgebung abgeändert werden, wobei in jeder Kammer die 
gewöhnliche abfolute Stimmenmehrheit bei zwei Abftimmuns 
gen, zwiſchen welchen ein Zeitraum von wenigſtens 8 Tagen 
liegen muß, genügt. 1 


Art. 111. ; 

Sollten durch die für den deutſchen Bundesſtaat auf 
Grund des Entwurfs vom 26. Mai d. J. eiche 
Verfaſſung Abänderungen der gegenwärtigen Verfaſſung 
nöthig werden, ſo wird der König dieſelben anordnen und 
dieſe Anordnungen den Kammern bei ihrer nächſten Ver⸗ 


ſammlung mittheilen. 
die Kammern werden dann Beſchluß darüber faſſen, ob 


äufig angeordneten Abänderungen mit der Berfafs 
ee Bundesſtaates in Uebereinſtimmung 
ſtehen. 
Ein Verbeſſerungs⸗Antrag des Abgeordneten Kuh 
wird nicht, Verbeſſerungs⸗ Anträge der Abgeordne⸗ 
ue IE und Martins werden genügend un⸗ 
terſtützt. 

Der Miniſter⸗Präſident Graf v. Brandenburg 
iſt eingetreten. ; 

Abg. v. Daniels: Es ift noch nicht vorgekom⸗ 
men, daß die Hände ſich geweigert hätten, dem Ma⸗ 
gen die Nahrung zuzuführen, wohl aber kann es vor⸗ 
kommen, daß die Füße dem Körper den Dienſt ver⸗ 
ſagen, wenn ſie ſeine Laſt zu ſchwer finden. Eben 
ſe ic es nothwendig, daß das Volk der Regierung 
die S ur Exiſtenz des Staates 


Steuern zahle, welche 3 € 
nöthig m die Zuſtimmung zu den 
ſind, wogegen ih befolgen hat. Ich 


Geſetzen verbleiben die es zu 
erkläre ac 3 ED Geferunge:Anträge und für 
die urſprängliche Faſſung des Art. 105. Derſelbe iſt 
doch auf Verordnungen angewendet worden, welche 
b Grund des Artikels 43 erlaſſen werden 


Nach dieſem ſteht dem Könige die vollziehende Ge⸗ 
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walt zu, und er kann ſich auf dieſes Recht bei dem hier zu Lande fahrende Wühler. 


Erlaſſe nothwendiger Verordnungen berufen. Art. 
105 bezieht ſich nur auf Verordnungen, die beſtehen⸗ 
den Geſetzen entgegenlaufen. Dieſelben dürfen nur in 
dringenden Fällen erlaſſen werden, und mit dieſer im 
Art. 105 enthaltenen Beſtimmung iſt allen möglichen 
Nachtzeilen vorgebeugt worden. 5 

Die Verfaſſung iſt kein fauler Knecht, in dem ſich 
Jeder die Löſung ſeines Rechen⸗Exempels aufſuchen 
kann; ſie verlangt im Gegentheil die Berückſichtigung 


der jedesmaligen Zeitverhältniſſe und die Würdigung 


der Zuſtände. Ich empfehle Ihnen die Beibehaltung 
der urſprünglichen Faſſung des Art. 105. 

Abgeordneter Trieſt empfiehlt ebenfalls die Bei⸗ 
behaltung des urſprünglichen Textes, eventuell einen 
von ihm eingereichten Verbeſſerungs⸗Antrag. 

Abg. v. Gerlach: Bei der hohen Wichtigkeit der 
Sache erlaubte mir mein Gewiſſen nicht, zu ſchwei⸗ 
gen. Wir befinden uns bei einem ſehr praktiſchen 
Artikel. Faſſen Sie die Zuſtände des Staates genau 
ins Auge, ſo werden Sie mit mir übereinſtimmen, 
daß der Regierung die ihr zuſtehende Macht nicht ge⸗ 
ſchmälert werden darf. Was wäre aus dem Vater⸗ 
lande geworden, wenn vor einem Jahre dies Miniſte⸗ 
rium das Staatsruder nicht in die Hand genommen 
hätte. Keine Phantaſie iſt im Stande, dies auszu⸗ 
malen. Die jetzigen Verhältniſſe, die zweite Kammer, 
wir ſelbſt find gleichſam aus Art. 105 hervorgegan⸗ 
gen. Er iſt die Baſis des ganzen Staatslebens. 
Rütteln Sie nicht an dieſer Baſis, wenn Sie nicht 
ein anderes Fundament an feine Stelle fegen können. 


Die Verfaſſung, die Wahlgefege, die Parteien bieten | 


ein ſolches Fundament nicht. Die Parteien ſind 
ſchwach, nicht organiſirt, ſonſt könnte für die Regie⸗ 
rung die herrſchende Partei eine Stütze ſein. 

Was aber ift feſt im Lande, und wotauf kann man 
bauen? Die Armee kann nicht oft genug der wahre 
Repräſentant des Volkes genannt werden. Darin 
werden alle Parteien trotz ihrer verſchiedenen Doktri⸗ 
nen und Meinungen übereinſtimmen. Gut wäre es, 
wenn der Staat eine andere konſtitutionelle Baſis 
hitte. Iſt jedoch eine ſtarke Nationalität bei uns 
vorhanden, wo noch vor einem Jahre der Ausſpruch: 
kein Oeſterreich, kein Preußen, fo lebhaften Beifall er⸗ 
hielt? Kann für uns die geographiſche Lage, die 
Geſchichte, die Achtung vor dem Herkommen ein fe⸗ 
ſtes Element der konſtitutionellen Freiheit bilden? — 
Das iſt nicht der Fall. Die Kirche, der Leuchtthurm 
für jede Regierung, auf den jede mit Vertrauen blik⸗ 
ken muß, iſt geſpalten. Wenn nun kein anderes 
Grund⸗Element für den Staat vorhanden iſt, ſo wol⸗ 
len wir es geſtehen, daß die Armee, die Krone und 
die Finanzen die wahren Grundpfeiler unſeres Staats⸗ 
lebens ſind. 

Auch ich wünſche die wahre Konſtitution Hei⸗ 
terkeit), zur Zeit jedoch können wir eine Diktatur 
nicht entbehren. Deshalb fordere ich Sie auf, den 
Art. 105 in feiner urſprünglichen Faſſung beizubehal⸗ 
ten und der Regierung zu vertrauen, daß ſie keinen 
Mißbrauch von ihren Rechten machen wird; obgleich 
vorauszuſehen iſt, daß über die Ausdehnung dieſer 
Rechte verſchiedene Meinungen herrſchen werden. Zu⸗ 
gleich wünſche ich, daß nicht den Richtern überlaſſen 
bleibt, darüber zu urtheilen, ob ein Geſetz in porge⸗ 
ſchriebener Form erlaſſen iſt oder nicht; da diefer 
Stand, dem auch ich angehöre, ſich nicht über die 
Parteien erhebt und ſo die wichtigſten Geſetze den Aus⸗ 
ſprüchen von Parteimännern anheimgeſtellt werden. 
(Rechts Beifall; links Ziſchen.) 

Abg. Fiſcher beantragt die Streichung des Ar⸗ 
tikels 105. 


Abg. v. Manteuffel: Bei aller Hochach⸗ 
tung, die ich für die Kammern hege, glaube ich doch, 
daß die Weltgeſchichte ruhig ihren Gang gehen wird, 
die Kammern mögen verſammelt fein oder nicht. Ich 
könnte dem Auswege, nöthigenfalls die Kammern zu 
berufen, beitreten, wenn nicht die Koſten, welche jedes⸗ 
mal für die zweite Kammer allein 50,000 Rthlr. bes 


fung, wie fie England hal, fo würde ein Art. 105 
überflüffig fein. Aber wie an im Mittelalter fahrende 
Minneſänger, fahrende Schüler hatte, fo haben wir 


Gewalt zu befragen. 


j Mit der Zeit wird 
ſich auch bei uns ein aufgeklärtes konſtitutionelles Be⸗ 
wußtſein Bahn brechen. Art. 105 müßte demnach 
mindeſtens für längere Zeit noch Geltung behalten. 
Es iſt gut, daß manche Geſetze auf Grund des 

Art. 105 erlaſſen werden können, da es zu viel Zeit 
erfordert, wenn ein Entwurf erſt durch beide Kammern 
geht. Das Land hat z. B. eine Juſtiz⸗Organiſation 
erhalten, zu deren Berathung wir noch lange nicht ge⸗ 
kommen wären, obgleich wir bereits 5 Monate ver⸗ 
ſammelt find, Ich betrachte dieſe Frage nicht als Partei⸗ 
Frage, ſondern als eine Frage, auf welcher das Wohl 
des Staates beruht. 

Ich halte zur Zeit Art. 105 für das Vaterland ſo 
nothwendig, ja ich halte ohne denſelben eine Regierung 
für ſo ganz unmöglich, daß ich für ſeine Beibehaltung 
ſtimmen würde, ſelbſt wenn ein Miniſterium von der 
äußerſten Linken am Ruder wäre. . 

Abg. Kühne begründet einen von ihm geſtellten 
Verbeſſerungs⸗Antrag und empfiehlt die Faſſung der 
zweiten Kammer. 

„Der Juſtiz⸗Miniſter: Ich kann Ihnen die Ans 
nahme des letzten Theiles des eben erwähnten Verbeſ⸗ 
ſerungs⸗Antrages empfehlen. Was die Aeußerung ans 
betrifft, daß der Richterſtand nicht über den Parteien 
ſteht, ſo iſt es freilich wahr, daß einzelne Richter ihre 
Pflicht verkannt haben; doch kann nicht geleugnet wer⸗ 
den, daß die Richter⸗Kollegien als ſolche ſtets dem 
Vaterlande ihre Treue bewahrten, und ich zweifle nicht, 
daß die Gerichte auch fernerhin ihrer Pflichten einge⸗ 
denk ſein und Partei⸗Anſichten keinen Einfluß auf ihr 
Urtheil vergönnen werden. Die verfaſſungsmäßigen 
Gewalten müſſen getrennt ſein und die Wahrung der 
| verfaffungsmäßigen Freiheit den Kammern überlaſſen 

werden. Darum darf nicht den Gerichten das Urtheil 
überlaſſen bleiben darüber, ob ein Geſetz mit Recht er⸗ 
laſſen worden iſt oder nicht. Sonſt würde ein Still⸗ 
ſtand und ein Schwanken in der Rechtspflege entſte⸗ 
hen. Dem muß vorgebeugt werden, ſo daß die Ver⸗ 
waltung nicht jedesmal gezwungen iſt, die geſetzgebende 


[Abg. Hanſemann: Die Bedenken gegen Artikel 
105 haben verſchiedene Urſachen. Es kann Mißbrauch 
mit dem darin enthaltenen Rechte getrieben werden. 
Art. 105 iſt zu oft angewendet worden und in Fällen, 
die gar nicht dringend waren. Der Abgeordnete von 
Dramburg hat angedeutet, daß auf Grund des Art. 
105 die ganze Verfaſſung aufgehoben werden kann. 
Daß es möglich iſt, kann nicht geleugnet werden, daß 
aber auch daraus die größte Gefahr für den Staat 
entſtehen würde, und daß das monarchiſche Prinzip 
dadurch untergraben werden würde, iſt nicht minder 
wahr. 

Aüog. Burmeiſter: Ich bin für Streichung des 
Art. 105. Es iſt geſagt worden, daß Art. 105 dem 
Miniſterium die beiſpielloſe Popularität verſchafft hat, 
die es im Lande beſitzt; ich kann in dieſer beiſpielloſen 
Popularität nur eine beiſpielloſe Selbſttäuſchung ſehen⸗ 
Vergeſſen Sie nicht, daß die zweite Kammer auf Dis 
noritätswahlen beruht. 

Die Ordnung im Lande iſt durch Art. 105 herge⸗ 
ſtellt. Die Anarchie durch ihn unterdrückt worden. 
Haben Sie auch die Quellen der Anarchie verftopft? 
Nein. Sie haben nur bewickt, daß ſie ſich verbergen 
und nicht ans Tageslicht treten. Das Mißtrauen iſt 
für den Staat nicht schädlich. Gerade auf dem Miß⸗ 
trauen beruht das konſtitutionelle Spſtem Gur Rech⸗ 
ten: Heiterkeit) At. 105 muß ſpurlos aus der 
Verfaſſung verſchwinden. Er iſt unzweckmäßig, er iſt 
unbeftimmt, Geſetze follen in dringenden Fällen 
erlaſſen werden können. Die Auslegung des Wortes 
dringend iſt der jedesmal herrſchenden Partel übers 
laſſen. Ich meinerſeits würde gegen Art. 105 ſtim⸗ 
men, ſeldſt wenn ein Miniſterium von der äußerſten 
Linken am Ruder wäre. Auch unnöthig iſt Art. 105. 
Es bedarf keiner Brücke für die rettende That, um 
mich des beliebten Ausdrucks zu bedienen. ſt eine 


rettende That nöthig, fo bedarf es dieſes Artikels nicht; 


tragen, zu bedeutend wären. Hätten wir eine Verfaſ⸗ dazu bedarf es nur der Waterlandstiebe und jener Auf⸗ 


opferung, die für das Wohl des Vaterlandes das 
eigene Leben gern einſetzt. (Beifall zur Linken.) 
Der Präſident: Ich nehme an, daß der ges 


z 
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ehrte Redner durch die Andeutung, die zweite Kammer 
ſei aus Minoritätswahlen hervorgegangen, die Befug⸗ 
niffe der zweiten Kammer nicht hat in Zweifel ziehen 
wollen. * . 
Abg. Burmeiſter: Ich habe mich nur auf das 
Faktum, das nicht zu leugnen iſt, bezogen und weitere 
Folgerungen nicht ziehen wollen. J 
Der Präſident: Wäre es wirklich ein unzweifel⸗ 
haftes Faktum, wie der Redner zu glauben ſcheint, ſo 
würde ich doch ein Eingehen auf dieſen Gegenſtand 
für unparlamentariſch halten müſſen. (Beifall.) 
Abg. Stahl: Wir müffen entweder das revolu⸗ 
tionäre Gouvernement an die Stelle des konſtitutionel⸗ 
len ſetzen, oder dieſes letztere mit wirklicher Gewalt 
ausrüſten. Der Redner, der vor mir geſprochen hat, 
iſt dafür aufgetreten, daß die Lehre frei fein ſoll; 
wenn es ſich nun nicht von ſelbſt verſteht, daß bei 
uns die Gedanken zollfrei find, fo kann es ſich auch 
nicht von ſelbſt verſtehen, daß das Miniſterium Ver⸗ 
ordnungen mit Geſetzeskraft erlaſſen kann; ſondern 
dieſe Befugniß muß in die Verfaſſung mit aufgenom⸗ 
men werden. (Beifall.) Das Volk nimmt nicht 
um des Mißtrauens willen an der Regierung Theil, 
ſondern um feines Rechts und feiner eignen Würde 
willen. Ich bin gegen die urſprüngliche Faſſung des 
Art. 105 und trete der Bemerkung des Hrn. Juſtiz⸗ 
miniſters über den Verbeſſerungs⸗Antrag des Abgordn. 
Kühne bei. 


Die Kammer beſchließt den Schluß der Berathung. 


Abg. Martins zieht feinen Verbeſſerungs⸗Antrag 
zurück. 

Das erſte Alinea des Art. 105 wird angenommen. 

Der erſte Satz des zweiten Alineas wird in der von 
der zweiten Kammer beliebten Faſſung angenommen. 

Der Verbeſſerungs⸗Antrag des Abg. Kühne, wel⸗ 
cher verlangt, daß die Verordnungen außer Kraft tres 
ten ſollen) ſofern ſie nicht bis zum Schluß der näch⸗ 
ſten Kammerſitzung Geſetzeskraft erlangt haben, wird 
abgelehnt. 

Der zweite Satz des zweiten Alinea wird in der 
von der zweiten Kammer beliebten Faſſung angenommen. 

Nach Ablehnung des dritten Satzes im zwei⸗ 
ten Alinea der Faſſung des Ausſchuſſes und eines Ver⸗ 
beſſerungs⸗Antrages des Abg. Tamnau wird ein Ver⸗ 
beſſerungs⸗Antrag des Abg. Bornemann, dem ſich 
Abg. Kühne anſchließt, angenommen. 

Art. 105 lautet demnach: 

Art. 105. Geſetze und Verordnungen ſind verbindlich, 
wenn ſie in der vom Geſetze vorgeſchriebenen Form bekannt 


gemacht worden ſind. 

Nur in dem Falle, wenn die Aufrechthaltung der df- 
fentlichen Sicherheit oder die Beſeitigung eines ungewöbn⸗ 
lichen Nothſtandes es dringend erfordert, können, inſofern 
die Kammern nicht verſammelt ſind, unter Verantwortlich⸗ 
keit des geſammten Staats⸗Miniſteriums, Verordnungen, 
die den Beſtimmungen der Verfaſſung nicht zuwiderlaufen, 
mit Geſetzeskraft erlaſſen werden. Dleſelben ſind aber den 
Kammern bei ihrem nächſten Zuſammentritt zur Genehmi⸗ 
gung ſofort vorzulegen. 

Entſtehen Zweifel darüber, ob gehörig verkündete Ge⸗ 
ſetze oder Verordnungen dieſer Mitwirkung der Kammern be⸗ 


dürfen, fo ſteht nur dieſen zu, über die Gültigkeit derſelben 


Beſchlüſſe zu faſſen. 7 
Art. 106 wird in der Faſſung des Central⸗Aus⸗ 


ſchuſſes angenommen, mit dem Unterſchiede, daß ſtatt 
„8 Tagen“, „21 Tagen“ geſetzt wird. 

Abg. v. Manteuffel ſpricht ſich für Streichung 
des erſten Satzes des Art. 107 aus. Es müßten 
etwa 500,000 Beamte vereidet werden und ich halte 
den politiſchen Eid für verwerflich. Wenn die konſti⸗ 
tutionelle Regierungsform die alleinſeligmachende und 
als ſolche in das Volk gedrungen ift, fo wird fie auch 
ohne einen Eid beſtehen, der in ſich ſelbſt unter ande⸗ 
ren den Widerſpruch enthalten würde, daß neben der 
Heiligkeit des Eigenthums auch die Aufhebung der Fi⸗ 
deikommiſſe beſchworen werden ſoll. Ich wünſche, daß 
Sie die Verfaſſung befolgen, als freie Männer, nicht 
als Knechte, gebunden durch einen Eid. 

Abg. Kühne: Wenn 500,000 Beamte im Staate 
wären, ſo kämen von 3 Millionen Hausvätern auf 
je 6 Hausväter ein Bramter. (Heiterkeit.) 

Abg. v. Manteuffel: Ich habe die Zahl der 
Beamten nicht genau angeben können und überlaſſe 
das gern dem Hrn. Kühne, der möglicher Weiſe beſ⸗ 
ſere Erfahrungen in dieſer Beziehung geſammelt haben 
kann. ; 

Abg. Dieterict: Die Zahl der Beamten im preu⸗ 
ziſchen Staate beträgt 27,000. Heiterkeit.) 

Art. 107 wird in der von der zweiten Kammer be⸗ 
liebten Faſſung angenommen. 

Die Art. 108, 109 und 110 werden ebenfalls in 
der von der zweiten Kammer beliebten Faſſung ange⸗ 
nommen. 

Abg. Graf Helldorf: Ich wurde gegen Annahme 
des Art. 111 geftimme haben, fühle mich aber bei der 
veränderten Lage der Dinge veranlaßt, jetzt für den 


BE An 


ßig, da der Vertrag vom 26. Mai nicht mehr beſteht, 
indem zwei Regierungen von dem Rechte, zurückzutre⸗ 
ten, Gebrauch gemacht haben. 5 
Auf eine Verſammlung hin, die ich nicht kenne, auf 
ein Problem hin, kann ich nicht für Annahme des 


Art. 111 ſtimmen. 

Abg. Camphauſen: Die Verhältniſſe haben ſich 
in keiner Weiſe geändert. Die preußiſche Regierung 
iſt auf einem Wege, auf welchem ſie, wenn Art. 111 
abgelehnt wird, nur im Widerſpruche mit dem Be⸗ 
ſchluſſe der Kammer ibeiter gehen kann. Eine Ableh⸗ 
nung des Artikels wäre ein Desaveu aller bisherigen 
Schritte der Regierung. Der Vertrag beſteht nach 
wie vor, und die einſeitige Erklärung der Regierungen 
von Sachſen und Hannover kann ſie keinesweges von 
den eingegangenen Verpflichtungen befreien. (Leb haf⸗ 
ter Beifall.) a 

Abg. v. Gerlach: Ich befinde mich in der ſelte⸗ 
nen Lage, mit den Anſichten des Abg. Hanſemann, 
wiewohl aus verſchiedentn Gründen vollkommen über: 
einzuſtimmen. (Heiterkeit). Art. 111 wird in der 
Faſſung des Ausſchuſſes angenommen. 

Abg. Kisker begründet einen von ihm zu Art. 112 
geſtellten Verbeſſerungs⸗Antrag. 

Abg. v. Gerlach erklärt ſich für, die Abgeordneten 
v. Ammon und v. Zander erklären ſich gegen den⸗ 
ſelben. 

Nach Ablehnung des Verbeſſerungs⸗Antrages des 
Abg. Kisker wird Art. 112 in der Faſſung der zweis 
ten Kammer angenommen. 

Schluß 3%, Uhr. Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 


II. Kammer. 47. Sitzung vom 3. Novbr. 


Präſident: Graf v. Schwerin. 
Eröffnung 12%, Uhr. 

Am Miniſtertiſche: v. Manteuffel, v. d. Hevdt, 
v. Rabe, Regierungs-Kommiſſarius Mellin und 
v. Griesheim. 

Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen 
und genehmigt. 

Mittheilung von ſtattgehabter Neuwahl, von ein: 
gegangenen Urlaubsgeſuchen, die bewilligt werden, und 
eines Geſuches mehrerer Abgeordneten, nach vollende⸗ 
ter Berathung der Verfaſſungs⸗Urkunde zur Berathung 
über das Ablöſungs⸗Geſetz überzugehen, welchem 
Geſuche die Zuſtimmung der Kammer wird. Die 
Tagesordnung führt zur Diskuſſion des 8 1 
des Geſetzes über die Oſtbahn, die weſtfäli⸗ 
ſche und die ſaarbrücker Eifenbahn. 

Abg. v. Werdeck: Ich habe ſchon geftern die Ein⸗ 
zelnheiten hervorgehoben, die es bedenklich machen, 
den Kredit für die Oſtbahn zu bewilligen. Nach den 
uns vorliegenden Motiven habe ich annehmen müſſen, 
daß die Deichregulirungen im Zuſammenhange mit 
dem Weichſel⸗Uebergange ſtehen. Bleiben aber nach 
Abzug der Summen hierzu für die Weichſel ⸗ Brücke 
nur noch 5 Millionen Thaler, fo halte ich dafür, daß 
der Provinz Preußen durch Chauſſeebauten und Ka⸗ 
nal⸗Regulirungen erheblichere Vortheile werden, als 
durch eine fo koſtſpielige Brücke zur Beſeitigung des 
nur einige Tage des Jahres problematiſchen Weichſel⸗ 
Ueberganges. Ich kann nach meiner Ueberzeugung 
nur wünſchen, das aus dem § 1, Satz 1, die Worte: 
„einſchließlich der Brücken über die Weichſel und No⸗ 
gat“ und „mit einer Zweigbahn von Dirſchau nach 
Danzig“ geſtrichen werden. Ig 
Abg. v. Kleiſt⸗Retzow will ſich dem Baue der 
in Frage ſtehenden Eiſenbahnen nicht widerſetzen, noch 
auch der Bewilligung der dazu erforderlichen Kredite 
entgegentreten, ſondern nur auf Beſeitigung der damit 
verbundenen Uebelſtände aufmerkſam machen. Wenn 
man die nördliche Linie über Landeck gewählt hätte, 
fo würde fie bald durch Chauſſeen mit den anliegen⸗ 
den Punkten verbunden worden fein. Die Linie über 
Stettin und Danzig werde aber den Provinzen Pom⸗ 
mern und Preußen gleich nachtheilig ſein. Er wolle 
nur erwähnen, daß die Frachten, welche in der nörd⸗ 
lichen Gegend nicht unbeträchtlich ſtien, erſt nach 
Danzig gebracht werden müßten. Auch ſei die ſüdliche 
Linie länger. Dennoch erkläre ſich die Kammer für 
die letztere aus zwei Gründen, die er vollkommen dil⸗ 
lige, aus militairiſchen und rechtlichen Gründen. Die 
ausgezeichnetſten Militärs hätten die großen Vorzüge 
der ſüdlichen Linie anerkannt, und die gegen die Na⸗ 
tionalverſammlung übernommene Verbindlichkeit der 
Regierung, dieſe Linie zu wählen, erkenne er ebenfalls 
an. Wenn er ſich alſo über die füdliche Linie erkläre, 
fo erwarte er, daß die Regierung durch Kanals und 
Chauſſeebauten die nördlichen Gegenden, die Provinzen 
Weſtpreußen und Pommern für den ihnen jetzt enſte⸗ 
henden großen Nachtheil entſchädigen werde. A 

Regierungskommiſſär Mellin: Der Vorredner hat 


Artikel zu ſtimmen, weil ich hoffe, daß wir die ge⸗ die militätiſchen Rückſichten, welche der füdlicheren Li⸗ 


ſchmälerten Rechte, unter ihnen das Steuerbewilligungs⸗ 
Recht, auf dem nächſten Meichstage wieder erlangen 


werden. 5 . 
Abg. Hanſemann: Ich bin gegen Art. 111 ſo⸗ 
zweiten Kammer, als auch 


wohl in der Faſſung der 
in der des Ausſchuſfes. Dieſe letztere iſt unzweckmä⸗ 


nie den Vorzug geben, gewürdigt, aber auch aus kom⸗ 
merziellen Gründen iſt dieſelbe zu empfehlen. Kulm, 
Thorn, Bromberg, dieſe wichtigen Punkte, werden durch 
dieſelbe berührt. Es muß freilich der Regierung freis 
ſtehen, durch Zweigbahnen und Chauſſeen die anlie⸗ 
genden Gegenden mit der Bahn zu verknüpfen. Da⸗ 


rauf iſt auch ſchon bei dem Baue Rüͤckſicht geno 
worden und ſo wie es die Fonds des Staates > 


ben, mird. die Ausführung diefer Verbindungsmittel 


nicht ausbleiben. 

ae die dirſchauer Brücke betrifft, deren Bau ein 
ee hat, ſo haben jahrelange Bera⸗ 
ben ſich e eee ſtattgefunden, und alle has 
außen en Bau dieſer Brücke an dieſem Punkte 

geſprochen. Die Brücke koſtet, wie derſelbe Red⸗ 
3 W 600,000, ſondern 1,800,000 Rtpte, 

Nane Niedengulleungen betrifft, ſo ſind dieſelben 
wegen der Niederungen unerläßlich geweſen. Sie ſind 
fo angelegt worden, das den Niederungen daraus kein 
Nachtheil erwächſt. Die Brücke würde ohne dieſe 
Regulierungen und die Deichbauten 

0 ganz ohne Schutz 
ſein. Die Koſten betragen nicht mehr als 3,000,000 
Thaler. * 

Die Brücke felbit- fortzulaffen, war 771 
Nicht Tage, ſondern Monate lang würde die 2 
munikation ohne dieſelbe durch den Eisgang unterbro⸗ 
chen werden. Es wird das größte Nationalbauwerk 
fein, und dennoch werden die Koſten deſſelben verhält⸗ 
nißmäßig gering ſein. 

Präſident läßt über den Vorſchlag des Abgeordn. 
v. Werdeck abſtimmen, der verworfen wird. 

Abg. Techow: Nach dem, was wir fo eben vom 
Herrn Regierungskommiſſarius gehört, kann ich mich 
über den Bau der Oſtbahn ſelbſt weiterer Aeußerung 
enthalten. Ich habe aber geglaubt, daß ſich in die⸗ 
ſem Raume keine Stimme gegen den Bau der Oſt⸗ 
bahn erheben würde, wie es doch durch den Abgeord⸗ 
neten von Kalau und Luckau geſchehen. Wenn es, 
wie man vorgiebt, ſich nur um eine Ehrenfrage hans 
delte, würde ich dem zuſtimmen, aber es handelt ſich 
um eine Lebensfrage der betreffenden Provinzen. Dieſe 
werden für den leichteren Abſatz ihrer Produkte und 
durch die Bahn wahrhaft gewinnen können. Auch 
find den Provinzen Oft: und Weſtpreußen Zuſagen 
gemacht worden, die Erfüllung fordern, und die 
Hauptſtadt Königsberg, wie große Theile der Provinz 
werden ohne dieſe Erfüllung nicht leicht zu der Ueber⸗ 
zeugung gelangen, daß fie zu Deutſchland ‘gehören. 
Wichtig iſt für Ausführung jener Bahn auch die Si⸗ 
cherheit jener Provinzen gegen das Ausland, da ih⸗ 
nen in möglichen Fällen die nöthige Hülfe ſonſt nicht 
leicht werden kann, auch von ihnen Truppen in weſt⸗ 
licher Richtung nur ſehr langſam vorrücken können. 

Abg. Treplin: Ein Abgeordneter hit geſagt, daß 
man den Theil der Bahn von Dirſchau nach Danzi 
unberührt blelben laſſen oder ihn der Prioatunterneh⸗ 
mung überlaffen möchte. Wie der Herr Reglerungs⸗ 
kommiſſar ſchon angeführt hat, ſtellt die Nothwendig⸗ 
keit der Brücke über die Weichſel ſich dadurch heraus, 
daß nicht einige Tage, ſondern nicht ſelten Wochen 
hindurch die Kommunikation unterdrochen iſt, was 
beim Rhein nie vorkommt. Aber auch die materlellen 
Intereſſen ſprechen eben ſo entſchieden für den Bau 
der Oſtbahn, als für den Bau der Weichſelbrücke. 
Ich bin daher überzeugt, daß weder in materſeller 
noch in formeller Hinſicht gegen dieſe Bauten ſich is, 
gend Genügendes anführen läßt. 5 

Berichterſtatter Groddeck: Es iſt gegen die Rich⸗ 
tung der Oſtbahn eigentlich Nichts eingewendet wor⸗ 
den; wenn aber das geehrte Mitglied für Stargardt 
und Schievelbein in der Beſtimmung dieſer Richtung 
ein Vertrauensvotum der Nationalverſammlung für 
die Regierung finden will, fo kann ich dem entſchie⸗ 
den widerſprechen, da die Kommiſſion der Natlonal⸗ 
verſammlung mit den Regierungs⸗Kommiſſarien ſich 
0 Ueberzeugung über die beſtimmte Richtung geei⸗ 
nigt. 

Den Bau der Bahn den Dirfhau nach Danzig 
der Privatunternehmung zu überlaſſen, kann ich nicht 
billigen, da die Rückſicht für die bedeutendſte Feſtung 
Weſtpreußens den Bau des ganzen Werkes in einer 
Hand mehr als wünſchenswerth fein läßt. - 

Ueber die Wichtigkeit des Brückenbaues dei Die 
ſchau kann ich mich des Weiteren enthalten, da der 
Herr Megierungs⸗Kommiſſarius hierüber alles Nöthige 
beigebracht. Ich kann hiernach nur den Satz 1 des 
$ 1 des vorliegenden Geſetzes der Annahme empfehlen 

Die Diskuſſion geht über zu $ 2. f 

Abg. Lohmann will die weſtfaͤliſche Bahn don 
Warburg aus durch das Diemel⸗, Möhne und uht⸗ 
that über Beilon, Neheim, Minden, NEIN zur 
bergiſch⸗mätkiſchen Bahn geführt wiſſen. ie man 
den Umweg von 6 Meilen uber Padech zich aid eum 
habe wählen können, fei ihm unbeg : e von 
ihm vorgeſchlagene Linie ſei die alte San DalReRe 
zwiſchen Berlin und Köln. eh en Mb 
welche fie führe, ſeien venue 1 ecbautreſbende, 
aber es befanden ſich in denfen it 9 bedeutende in 
duftrielle Anlagen mie eech 4 al von 3 Millionen, 
welche 14,000 3 Bat ar Wenn dieſer 
Vorſchlag keine Anna 7 rde er eine an⸗ 

Ta durch das Möhnethal direkt über Soeſt 
und Har beantragen. - 

Diefe Linie ſei nur drei Mellen kürzer, als die 
über Paderborn. Da er aber nicht hoffen dürfe, 
jetzt auf den Entſchluß der Kammer einwirken zu kön⸗ 


} 
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nen, fein Antrag aber, obwohl fpät eingebracht, doch dem Antrage der Regierung 1) aus dem Eiſenbahn⸗ 


wenn es ſich um eine 


fo wichtige Frage handele, nicht fonds, 2) aus den künftigen Jahresüberſchüſſen, 3) aus 


zu ſpät kommen, dürfe, fo beantrage er, die Sache den ſonſtigen Beſtänden des Staatshaushaltes, 4) wenn 


e Kommiſſion zurückzuweſſen. 

an 6 erungs⸗Kommiſſär Mellin: Der Vor⸗ 
redner hat eine Richtung beantragt, welche ſchon in 
der Kommiſſion zur Sprache gekommen iſt. Es ließen 
ſich übrigens noch viele andere Linien vorſchlagen. Aber 
die Bahn muß ausgeführt werden, wie die Regierung 

e unternommen hat. Denn ſchon ſind Verträge mit 
den Regierungen der angränzenden Staaten geſchloſſen, 
und anderthalb Millionen auf den Bau der Bahn 
verwendet worden. Die Länge der Strecken kann nicht 
allein maßgebend ſein. Wer die Karte zur Hand nimmt, 
wiro ſeben, daß die Verbindung zwiſchen dem Norden 
und Süden ſich nicht in genügendem Maße wird her⸗ 
ſtellen laſſen, wenn die von dem Herrn Abgeordneten 
beantragte Linie angenommen würde. Sie führt über⸗ 
dies durch ein ſehr ungünſtiges Terrain, während die 
von der Regierung vorgeſchlagene Richtung ein ſehr 
günſtiges bietet. f 

Der Antrag des Abgeordn. Lohmann wird nicht un⸗ 
terftüst. 80 g 

Präſident bringt einen Antrag des Abgeordneten 
Lohmann, die Richtung der weſtfäliſchen Bahn zu än⸗ 
dern, zur Unterſtützung, die aber nicht erfolgt. 

Abg. Oſteemann: Nachdem der Antrag des Ab: 
geordneten Lohmann verworfen ift, kann ich einen 
Antrag zu dieſem Zwecke unterlaſſen. Dagegen kann 
ich die Aus ſicht auf eine Bahn von Bielefeld nach 
Paderborn mit Freude begrüßen. Die geſtern vom Ab⸗ 
geordneten von Hagen gemachte Aeußerung, daß die 
Richtung der weſtfäliſchen Bahn für die Staatstegie⸗ 
rung zu einer feſtſtehenden Sache geworden, kann meine 
Anſicht, den Antraͤgen der Kommiſſion zuzuſtimmen, 
nicht beiſtimmen. Wenn ich einräume, daß mit dem 
Bau der Oſtbahn eine Schuld gegen die öſtlichſten Pro⸗ 
vinzen des Staates gelöſt wird, ſo halte ich den Bau 
der weſtfäliſchen Bahn aus Rückſicht für das Kurfür⸗ 
ſtenthum Heſſen, das Preußen, wie fo oft, ſo auch 
jetzt ſich angeſchloſſen hat, für einen erheblichen Grund 
zu dem Ban dieſer Bahn. 

Magdeburg und die umliegende Gegend von dem 
Verbrauche der engliſchen Kohlen zu emanzipiren, wird 
gleichfalls eln erheblicher Grund fein für den fchleuni: 
gen Bau der wiſtfäliſchen Bahn, um auch von Han: 
nover hiervon unabhängig zu ſein. 

De Schluß der Diskuſſion wird beantragt und 
angenommen und geht die Diskuſſion zu Nr. 3 des 
$ 1 über. 4 

Abg. Harkort fpricht gegen den Antrag der Kom⸗ 
miſſion, weil der Vortheil aus den Kohlenwerken durch 
die geringe Einnahme der Saarbrücker Eiſenbahn auf⸗ 
gewogen, wenn nicht übertroffen werden würde. 

In der nun erfolgenden Abſtimmung werden Nr. 1, 
2 und 3 des § 1 mit bedeutender Majorität ange: 
nommen, und geht die Diskuſſion zu § 2 über. 

Präfident lieſt einen Antrag des Abg. v. Pe⸗ 
guilhen, dahin lautend, im § 2 die Worte: „ber: 
zinsliche Staatsanleihe“ zu ſtreichen, welcher Autrag 


unterſtützt wird. 
Finanz⸗Miniſter: Wenn die Regierung den Bau 


der vorgeſchlagenen Bahnen ausführen ſoll, ſo iſt die 
Bewilligung der erforderlichen Mittel durchaus erfor: 
derlich. Da nun in den Motiven zu dem Geſetze auf 
Mittel hingewieſen iſt, die für etwa zwei Jahre das 
Unternehmen ſichern, ſo ſcheint hierin dem Abgeordne⸗ 
ten Simſon ein Grund zu liegen, mit der Bewilligung 
der geſammten Mittel noch anſtehen zu müſſen. 

Hiergegen erlaube ich mir aber zu bemerken, daß 
erſt am Schluſſe des Finanzjahres, im Februar k. 2 
es möglich fein wird, genau zu üderſehen, wie hoch 
die geſammten disponiblen Mittel ſich belaufen werden. 

Eine beſtimmte Summe, ſchon jetzt anzugeben, iſt 
nicht möglich und ich kann daher nur erſuchen, daß 
die hohe Kammer dem Antrage ihrer Kommiſſion ihre 
Zuſtimmung gebe. 

Abg. Simſon (für fein Amendement.) Ich fühle 
mich auch nach der Erklarung des Herrn Miniſters 
außer Stand, meinen Antrag zurückzunehmen. Ehe 
ich zur Sache übergehe, ſpreche ich im Namen der 
Provinz Preußen meinen Dank aus in demſelden 
Sinne, als dieſe Provinz den Dank des Landes ver⸗ 
dient hat, da ſie auf dem Landtage von 1840 das 
Anerbieten perſönlicher Peipilegien ablehnte, um dat 
große Privilezium des Landes, die reichsſtändiſche Ver⸗ 
faſſung, feſtzuhalten. Ich erkenne nun die Nothwen⸗ 
digkeit, die in Frage ſtehende Unternehmung raſch und 
mergiſch anzugreifen, ich halte auch nicht dafür, daß, 
wel fie ſechs Fahre dauern muß, wir fie in ſechs Ka⸗ 
dN alljährlich bewilligen müſſen. Ich erkenne an, 
tige ; daß es zweckmäß 

5 erkenne weiter an, R “sig 

fi, wenn ns Staatsfonds nicht ausreichen, zu einer 

nleihe y Ich erkenne auch 
an, 5 e Zuflucht zu nehmen. iner Aale 

ou 7 die Verhältniſſe zum Abschluß einer 8 HN 

tet, an, niedrige Disfonto einen Maßſtab dafür bie⸗ 

Ac Anſtig find. 
ei Rn ich das Alles einraume, ſo bleibt mir nur 

n Rechenexempel übrig. Die Baukoſten ſollen nach 


der Geſammtüberſchlag von 33. Millionen der rich: 


dies nicht ausreiche, aus einer Anleihe beſtritten wer⸗ 
den. Der Eifenbahnfond iſt ein ganz beſtimmter Po: 
ſten, er wird in ſechs Jahren 9 Millionen betragen. 

So ſehr auch anzunehmen iſt, daß die zweite Poſi⸗ 
tion nicht allein eine gedachte, ſondern eine reale ſein 
werde, fo liegt es in der Natur der Sache, für eine 
fo unſichere Poſition nichts zu rechnen. Was endlich 
die ſonſtigen Beſtände des Staatshaushaltes, die dritte 
Poſition, betrifft, fo iſt das ein ganz beſtimmter Po⸗ 
ſten. Er iſt aber bis jetzt noch nicht bekannt. Die 
Regierung hat in der Denkſchrift verſprochen, eine Vor⸗ 
lage darüber zu machen. Dies iſt bis jetzt nicht ge⸗ 
ſchehen. Dieſelbe iſt indeſſen unerläßlich. 

Der Redner ſucht nun Widerſprüche zwiſchen der 
Denkſchrift und den Angaben der Regierung in der 
Koramiffion nachzuweiſen, beweiſt daraus, daß ſich für 
die „ſonſtigen Beſtände“ des Staatshaushaltes kein 
Anhaltspunkt finden laſſe, und ſchließt mit den Worten: 

Es iſt unfere unerſchütterliche Pflicht, nur zu ſolchen 
Geldbewilligungen unſere Zuſtimmung zu geben, zu de⸗ 
ren Ueberſicht uns die vollſtändigen Vorlagen gemach 
worden find: 15 

Finanz⸗Miniſter: Wenn mitgetheilt wird, daß 
am 29. Auguſt d. J. die Zuſage gemacht ſei, daß 
dieſe Vorlage ſchon nach 10 Tagen gemacht werden 
ſollte, fo muß das auf einem Irtthume beruhen, da 
mir Derartiges nicht dekannt iſt; doch baben jene Mit⸗ 
theilungen meiner Anſicht nach auch gar keinen Zuſam⸗ 
menhang mit der in Rede ſtehenden Frage. Die au⸗ 
ßerordentlichen Ausgaben des laufenden Jahres werden 
die etwaigen Beſtände größtentheils in Anſpruch neh: 
men, und es läßt ſich noch nicht vorausſehen, welche 
Beſſerſtellung der Staats⸗Einnahmen aus dem an der 
Oſtſee wieder freigewordenen Verkehr ſich ergeben wird. 

Abg. Reuter (Tilſit): Nachdem wir den § 1 des 
vorliegenden Geſetzts angenommen haben, halte ich es 
für nöthig, auch den $ 2 anzunehmen. 

Der Redner glaubt, daß die gegen den § 2 aufge⸗ 
ſtelleen Gründe theils auf unrichtigen Anſichten beru⸗ 
hen, theils auch zu ſchwach find, um durch fie gegen 
den Antrag der Kommiſſion ſich beſtimmen zu Taffen. 

Handels-Miniſter: Wenn das Gefeg votirt 
würde ohne die beantragten Summen, ſo müßte die 
Regierung das ganze Geſetz als abgewieſen betrachten. 

Der Abgeordnete für Königsberg hat ſich mit dem 
Wege, die Bahnen zuſammen und mit allen erforder⸗ 
lichen Mitteln in Angriff zu nehmen, einverſtanden 
erklärt. . 8 

Nun ſcheint mir auch, daß, was die Vorlagen we⸗ 
gen der Beſtände betrifft, die Kommiſſton hierauf Rück⸗ 
ſicht genommen, und ich erkenne danach keinen Grund 
zu der Annahme, daß jene Beſtände in eine Verwen⸗ 
dung genommen werden könnten, die dem Willen der 
hohen Kammer widerſpräche. Ich kann mich daher 
nur mit dem Antrage der Kemmiſſion einverſtanden 
erklären. RER 

Abg. Harkert: Es wird hier von Ihnen ein Ver 
trauensvotum von 21 Millionen für das Miniſterium 
verlangt. Wenn es ſich aber um ſo bedeutende Sum⸗ 
men in Belaſtung des Volkes handelt, dann verlange 
ich ein Hervortreten des Miniſteriums aus den Keu⸗ 
liſſen. Sie, meine Herren, haben auf das Recht ver⸗ 
zichtet, Steuern zu verweigern, nur das traurige Recht 
haben Sie ſich gewahrt, neue Steuern und Anleihen 
zu bewilligen. 

An 300 Millionen Thaler "beträgt die Geſammt⸗ 
ſumme, die an Schulden und Aufbringung der Jahres⸗ 
Einnahmen dem Volke obliegen, und wenn ich Sie 


frage, was haben Sie gethan, ſo muß ich antworten: 


Nichts! 

Die Kommifffon hat in der in Rede ſtehenden Frage 
ihr Licht unter den Scheffel geſtelt. Ich wenigſtens 
habe nicht diejenige Beleuchtung des Gegenſtandes ge⸗ 
funden, welche ſeine Wichtigkeit erforderlich machte. 

„Der Redner ſucht nun durch Zahlen darzuthun, daß 
nicht 21, ſondern nur 17 Millionen Thaler zu dem 
Bau der drei Eiſendahnen erforderlich ſeien. 

In welcher Weiſe könnte nun dieſe Summe beſchafft 
werden, ohne das Volk von Neuem zu beläſtigen? — 
Ermächtigen Sie den Finanz⸗Miniſter, 10 Millionen 
Thaler Darlehnsſcheine in Eiſenbahnſcheine umzuwan⸗ 
deln, und die dann noch bleibenden 7 Millionen Tha⸗ 
ler mögen darauf ſucceſſive durch Anleihen beſchafft 
werden. 

„Ich habe alle Achtung vor den Mannern am Mi: 
niſtertiſche, aber ich lege ſie dadurch an den Tag, daß 
ich Gebrauch von einem Rechte mache, das ein wer 
ſentliches einer conſtitutionellen Verfaſſung iſt. 

Ich übergebe einen Antrag dem Herrn Präſidenten. 

Präfident lieſt folgenden Antrag des Abgeordne⸗ 
ten Harkort: 

Die hohe Kammer wolle beſchließen: 


In fo weit die disponibl. ds zu dem Ban der 
brei Bahnen nicht en, Sa Miniſterium zu ers 
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ten 10 Mill. Thlr. Darlehnsſcheine, 


1881 eingelöſt fein follen, in Gifenapnfgeine ums 
zuwandeln; a s a 


b) ihre Tilgung auf die Eiſenbahn⸗Einnahmen anzu⸗ 
weiſen und . - 

) den Reſt in den beiden letzten Baujahren durch 

f een nicht 4 Millionen Überfteigen dürfen, 
zu be 5 

Abg. v. Bodelſchwingh (Hagen): Ich richte mich 
nicht gegen das Amendement des Abg. Harkort, weil 
ich außer Stande bin, auf die kalkulatoriſchen Beſtim⸗ 
mungen deſſelben auf der Stelle einzugehen, ſondern 
gegen das des Abg. für Königsderg. Es ſteht feſt, 
daß nur 21 Millionen Anleihe nothwendig ſind, und 
dieſe vermindert wird durch noch vorhandene Beſtände. 
Um dieſe letztere dreht ſich alſo die ganze Frage. Man 
will der Regierung keinen Kredit eröffnen, ehe die Re⸗ 
gierung Vorlagen darüber gemacht hat. Aber der Hr. 
Finanzminiſter hat dieſelben auf das Beſtimmteſte ver⸗ 
heißen, und ſelbſt wenn wir ein Miniſterium der Kou⸗ 
liſſen hätten, ſo werden wir noch andere Mittel haben, 
daſſelbe hinter denſelben hervorzuziehen. Der Herr Fi⸗ 
nanz⸗Miniſter hat Ihnen geſagt, daß ſich die vorhan⸗ 
denen Beſtände erſt nach dem Jahresabſchluß für 1849 
überſehen laſſen, und ſo weit ich den preußiſchen 
Staatshaushalt kenne, ſcheint mir dies in der Wahr⸗ 
heit begründet. 

Das Amendement Simſon würde ein Unikat in der 
Grfeßgebung fein, ein Amendement, welches einen Kre⸗ 
dit von unbeſtimmtet Größe bewilligt. Die Sache 
ſteht meiner Ueberzeugung nach ſo, daß die Regierung 
über die zur Verwendung bewilligte Summe die Zu⸗ 
ſtimmung der Kammern einholen muß. Wer noch 
einen Funken von Vertrauen zur Regierung hat, wer 
wahrhaft und redlich will, daß die vorgeſchlagenen Un⸗ 
ternehmungen ernſtlich angegriffen werden, der muß 
dem Kommiſſions⸗Antrage ſeine Zuſtimmung geben. 


Abg. Wentzel (für das Amendement Simſon): Daſ⸗ 
ſelbe ſei von den Vorrednern ganz falſch verſtanden 
worden. Der Sinn deſſelben ſei, dem Miniſterium 
die geforderte Anleihe von 21 Millionen zu bewilligen, 
doch mit Abzug der nach der eigenen Angabe der Re⸗ 
gierung ſchon vorhandenen Fonds. Die genaue Be⸗ 
ſtimmung wird dann eintreten, wenn in Folge von 
Vorlagen der Regierung dieſe Fonds bekannt geworden 
ſind. Weiter können wir nicht gehen, wir können bei 
der Lage unſeres Landes nicht einen ſo umfaſſenden 
Kredit für 6 Jahre bewilligen. 

Manche von uns haben Ihnen ſchon geſagt, daß 
wir hierher gekommen ſind im ſchweren Kampfe mit 
uns ſelbſt, überſchüttet mit dem Hohne der Demokra⸗ 
tie, wir ſind gekommen mit vollem Vertrauen zur Re⸗ 
gierung. Aber die nothwendige Vorausſetzung, unter 
der wir gekommen ſind, war, daß man aufrichtig kon⸗ 
ſtitutionell ſei. Das Miniſterium hat zu Ausnahme⸗ 
maßregeln ſeine Zuflucht genommen, wir haben dage⸗ 
gen nichts eingewendet. Aber es war die Verfaſſung 
vom 5. Dezember da. Man hat uns geſagt, daß ſie 
in der Eile gemacht ſei. (Präſident verweiſt den 
Redner zur Sache.) Unſere Vorausſetzung wird alſo 
erſt eintreffen können, wenn die verheißene Verſtändi⸗ 
gung über die Verfaſſung eingetreten ſein wird. Wenn 
Sie dieſer Lage der Dinge gegenüber einen Kredit auf 
6 Jahre bewilligen, ſo votiren Sie ein unbeſtimmtes 
Votum. Man hat viel von Vertrauen geſprochen: 
doch das meiſte Vertrauen herrſcht da, wo man am 
wenigſten davon ſpricht. Unſere Zuſtände ſind noch 
nicht fo konſolidirt, um auf 6 Jahre einen fo umfaſ⸗ 
ſenden Kredit zu bewilligen. Man könne nicht wiſſen, 
ob derſelde nicht zu einem fremdartigen Zwecke ver⸗ 
wendet werde, wie es mit den Darlehnskaſſen geſche⸗ 
hen ſei. Eine gegen einen ſolchen Mißbrauch gerichtete 
Beſtimmung im Geſetze würde ihren Zweck ungenü⸗ 
gend erfüllen. Denn auch das Geſetz über die Dar⸗ 
lehnskaſſen enthielt die erforderlichen Beſtimmungen 
gegen den Mißbrauch derſelben. Ich erkläre mich das 
her für die Amendements der Abgeordneten Simſon 
und v. Beckerath, zu welchem letzteren ich ein Zuſatz⸗ 
Amendement folgenden Inhalts ſtelle: 

Dieſe Anleihe darf zu keinem andern Zwecke als dem 
angegebenen, auch nicht vorſchußweiſe verwandt werden. 
Sie wird eine beſondere Kaffe bilden, welche mit keiner 
andern vermiſcht werden darf. Jährlich dürfen nicht 
mehr als 6 Millionen ausgegeben werden. Innerhalb 
14 Tagen nach jeder Emiſſion muß der exmittirte Bes 
trag bekannt gemacht werden. 

Der Miniſter des Innern: Ich habe früher den 
Wunſch ausgeſprochen, eine Verſtändigung über ob⸗ 
waltende Differenzpunkte eintreten zu laſſen; ich glaube, 
daß ich dieſem Zwecke am beſten entſpreche, wenn ich 
darauf jetzt nicht eingebe. 

Wenn Sie glauben, daß unſere Zuſtände noch nicht 
gehörig konſolidirt ſind, um den Kredit zu bewilligen, 
fo verwerfen Sie die Geſetzvorlage, aber ftellen Sie 
keine Kautelen, Sie würden dadurch nur die Thaͤtig⸗ 
keit der Regierung lahmen. N 


Mit dem Abgeordneten für Königsberg ſtimme ich 
in allen Punkten überein, nur oi din einem. Ich 
halte dafür, daß die Kammer das Recht hat und die 
Pflicht, die Vorlagen zu verlangen, welche zu ihrer 
Information dienen können. Der Herr Abgeordnet 


hält aber die in Frage ſtehenden Beſtände für eine be⸗ 
ſtimmte Größe. 
"Das find fie keinesweges. 
Finanminiſter Ihnen ſagte, sdaß ) 
ſten Jahres 10 Millionen haben werde, fo würden Sie 
dennoch nicht in der Lage ſein, darauf eine beſtimmte 
Berechnung zu gründen, da inzwiſchen nicht vorherzu⸗ 
ſehende Eventualitäten neue Ausgaben nothwendig 
machen können. 


Selbſt wenn der Herr 
er im März des näch⸗ 


Finanzminiſter: Von dem letzten Herrn Redner 
iſt bemerkt worden, daß die Anleihe bei der Darlehns⸗ 
kaſſe nicht zu den geſetzlich zuläſſigen Zwecken verwen⸗ 
det worden ſei; indem aber Land⸗ und Waſſerbauten 
durch jene Anleihe gefördert wurden, hat fie geſetzliche 
Verwendung gefunden, da Handwerker und Arbeiter 
dadurch Arbeit erhalten haben. 

Präſident läßt einen Antrag des Abg. Trendelen⸗ 
burg: Die zum § 2 eingegangenen Anträge an die 
Kommiſſion zu verweiſen, verleſen. Der Antrag findet 
Unterſtützung. 

Abg. Trendelenburg: Unſere' Abſtimmung wiegt 
heute Millionen. Es li gen aber mehrere Verbeſſe⸗ 
rungsvorſchläge vor. Da es ſich um Laſten für das 
Volk handelt, fo müſſen wir dieſe Vorſchläge auf bie 
Goldwaage legen. Ich bitte alſo meinen Antrag an⸗ 
zunehmen. 

Präſident bringt den Antrag des Abg. Trendelen⸗ 
burg zur Abſtimmung, in welcher er verworfen wird. 
Abg. Harkort: Der Abg. von Hagen iſt mit der 
Forderung abgetreten, Vertrauen zum Miniſterim zu 
haben. Ich habe vom erfter Tage dieſes Miniſteriums 
mein Vertrauen gegen dieſes Miniſterium bewährt, 
aber an ein künftiges, an ein Miniſterium hinter den 
Couliſſen erinnert. 

Abg. Simſon: Ich weiß nicht, ob ich nach der 
Rede des Herrn Abg. Wentzel noch nöthig habe, das 
Mißverſtändniß zwiſchen mir und dem Herrn Handels⸗ 
miniſter und dem Herrn Abgeordneten für Hagen 
näher zu beſprechen. Man hat meinen Antrag als 
einen Antrag zur Verwerfung des Regierungs⸗Vor⸗ 
ſchlages hingeſtellt. Ich habe nur eine Vertagung 
verlangt. 

Handelsminiſter: Da der Abgeordnete für Kö⸗ 
nigsberg ein Miß verſtändniß meinerſeits vorausgeſetzt 
hat, ſo bemerke ich, um ein Mißverſtändniß meiner 
Wo rte zu verhüten, Foigendes: 

Ich habe nämlich ge ſagt, daß, wenn die hohe Kam: 
mer dem Antrage des Herrn Abgeordneten für Königs⸗ 
berg ſich anſchlöſſe, das nichts Anderes, als eine Ab⸗ 
weiſung der Geſetzesvorlage ſei. 5 

Ab. v. Bodelſchwingh (Hagen) ſpricht feine Ach: 
tung vor dem Verſtande des Abgeordneten für Königs⸗ 
berg aus und daß er in keiner Weiſe denſelben habe 
verletzen wollen. 

Abg. Simſon ſtattet hierfür ſeinen Dank ab. 

Berichterſtatter Groddeck ergreift noch das Wort, 
iſt aber bei mehrfacher Störung ſchwer verſtändlich. 

Die Vertagung der Abſtimmung wird beantragt, 
aber verworfen. 

In der nun erfolgenden Abſtimmung werden 
die Anträge der Abgeordneten Harkort, von 
Beckerath, v. Peguilhen und Wentzel verwor⸗ 
fen. Bei namentlicher Abſtimmung über den 
Antrag des Abgeordneten Simſon wird derſelbe 
mit 256 gegen 38 Stimmen verworfen. Der 
8 2 des Geſesentwurfs wird nun mit großer 
Majorität angenommen. 

Die Diskuſſion über § 3 des Geſetzes findet nicht 
ſtatt; derſelbe wird vielmehr ohne ſolche angenommen. 

Die Anträge von Simſon und von v. * 
lauten: 

1. Simſon. Die hohe Kammer wolle beſchließen: 

1) $ 2 des Geſetzentwurfs, den Bau der Oſtbahn u, ſ. w. 

betreffend, in folgender Faſſung anzunehmen: 

Die zur Ausführung der drei gedachten Unter⸗ 
nehmungen noch erforderlichen Geldmittel von 
überſchläglich 33 Millionen Thalern find aus den 
Beſtänden und der etatsmäßigen jährlichen Ein⸗ 
nahme des Eiſenbahnfonds, ſo wie aus den ſonſt 
noch vorhandenen, mit Zuſtimmung der Kammern 
für dieſen Zewck angewieſenen Beſtänden und aus 
den etwaigen künftigen Jahresüberſchüſſen des 
Staatshaushaltes zu entnehmen. 

Inſoweit die bezeichneten Fonds zur Vollendung 
jener Bauten ($ 1) in angemeſſener Friſt nicht 
ausreichen ſollten, iſt Unfer Finanz⸗Miniſter er: 
mächtigt, den Mehrbedarf duͤrch eine nach dem 
Bedürfniß des fortſchreitenden Baues allmälig zu 

nealiſirende verzinsliche und in angemeſſener Friſt 
zu amortiſirende Staatsanleihe, höchſtens im Be: 
trage von zu beſchaffen. 

2) Die Beſchlußnahme über die in Alineg 2 des $ 2 zu 

ſſerirende Zahl bis dahin auszuſetzen, daß die von 
dem Finaszminiſter S. 24 der Denkſchrifr und S. 14 
des Berichts zugeſagte Vorlage erfolgt und in der 

ammer zur Beſchlußnahme gebracht ſein wird. 

II. bes Die hohe Kammer wolle befchließen: 

nach den W ers des § 2 des Siiuemmusfen] 
„in angemeſſener 
Anleihe“ „ 

einzuſchalten: 8 
„in der Form ven „Staals⸗Eiſenbahn⸗Obli⸗ 


gattenen.“ k 
Schluß der Sitzung 5%, Ubr. 
Noche. 12 ut, 


Nichſte Sigung Montag den 5. 


Friſt zu amortiſirende Staats⸗ 


ben allergnädigſt geruht, dem Küfter und Lehrer 


— 2786 — d 
Berlin, 3. Novbr. Se. Majeſtät der 1 8 


urth 
zu Bergholz im Regierungsbezirk Potsdam, dem För⸗ 


i 


ha⸗ ſten auf Dienftreifen bei dem Uebergange von einer Eis 


ſenbahn zur andern; 6) die Organiſation und Reſſort 
der Militär⸗Intendantur bei den Armee⸗Korps in Ba⸗ 


ſter Zothke zu Monckebude in der Oberförſterel Jäd⸗ den ꝛc.; und 7) die Gehalts⸗Zulage der Landwehr⸗Ba⸗ 


kemühl, Regierungsbezirk Stettin, und dem Gerichts⸗ 
Boten Friedrich Poppe zu Rheine, das allgemeine 
Ehrenzeichen zu verleihen. 

Der praktiſche Arzt, Wundarzt un 


Dr. Moritz Altmann, iſt zum Kreis⸗Phpſikus des wehr⸗Bataſuonen fortgezahlt werden, 


Kreiſes Polniſch⸗Wartenberg ernannt worden. 


Berlin, 4. Nov. Seine Majeſtät der König ha⸗ 
ben allergnädigſt geruht, dem vortragenden Rath im 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, wirkli⸗ 
chen Legationsrath v. Savigny, und dem Premier 
Lieutenant a. D., v. Brancke zu Frankfurt a. d. O. 
den rothen Adlerorden vierter Klaſſe, dem Schleuſen⸗ 
meiſter Karl Schiller am Klodnitz⸗Kanal das allge⸗ 
meine Ehrenzeichen, ſowie dem Bahnwärter auf der 
Köln⸗Mindener Eiſenbahn, Chriſtian Suttan zu Bor⸗ 
beck im Kreiſe Duisburg die Rettungsmedaille am 
Bande zu verleihen; den geh. Ober⸗Regierungs⸗Rath 
Krausnick zum vorträgenden Rath beim Miniſterium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten; den bis⸗ 
herigen Obergerichtsaſſeſſor Coqui zum Rath bei dem 
hieſigen Kreisgerichte, und den Landgerichs⸗Aſſeſſor Dr. 
Buſſe zu Kleve zum Landgerichtsrathe in Köln zu er⸗ 
nennen. N 

(Militär⸗Wochenblatt.) v. Scharnhorſt, Gen.⸗Lieut., 
ſcheidet aus dem Verhältniß als Inſp. der 4. Art.⸗Inſp. aus, 
u. zum Gouverneur von Raſtatt. v. Gansauge, Maj. vom 


4. Kür.⸗Regt, zum Komdt. von Raſtatt, ernannt, und foll | 


derſelbe bei dieſem Regt. als aggr. geführt werden. v. Tro⸗ 
tha, Oberſt u. Komdt. von Saarlouis, geſtattet, die Unif d. 
30. Inf.⸗Regts. beizubehalten, u. ſoll derſelbe bei dieſem Rgt. 
als aggreg. geführt werden. Vethacke, Prem.⸗Lieut. vom 6. 
Inf.⸗Rgt., zum Hauptm. u. Komp.⸗Chef. Scheurich, v. Sa⸗ 
liſch I., Sec.⸗Lieuts. von demſ. Rgt., zu Pr.⸗Lieuts. ernannt. 
v. Schlegell, Oberſt u. Komdr. der 10. Inf.⸗Brig., geftattet, 
die Unif. des 15. Inf.⸗Rgts. beizubehalten, und ſoll derſelbe 
bei dieſem Not. als aggr. geführt werden. v. Waſielewski I., 
Sec.⸗Lt. vom 5. Inf.⸗Rgt., zum Prem.⸗Lt. v. Pullett, Pr.⸗ 
Lt. vom 4. Huſ.⸗Rgt., zum Rittm. u. Esc.⸗Chef. v. Schau: 
roth, Sec.⸗Lt. von demſ. Rgt., zum Pr.⸗Lt. v. Kronhelm, 
Pr. Et. vom 22. Inf.⸗Rgt., zum Hauptm. u. Komp. = Chef. 
v. Caillat, Sec.⸗Lieutn, von demſelben Regiment, zum Pr. 
Lieutn, ernannt. v. Hahn, General- Major über die Trup⸗ 
pen in Schleswig, v. Döring, Gen.⸗Maj. über die Truppen 
in Hamburg der Befehl ertheit. v. Lebbin, Oberſt, von ſei⸗ 
nem bisher. Kommdo. entbunden, u. tritt in fein Verhältniß 
als Kommdr. d. 11. Huſ.⸗Rgts. zurück. Fiſcher, Oberſt⸗Lieut. 
v. d. Armee, bisher. Milit.⸗Gouderneur des Prinzen Friedrich 
Wilhelm von Preußen kgl. „Dobeit, zu böchftbefien milit. 


leiter t. du Zroffel, Oberſt u. Brig. der 3. Gend. | 
Beige, zun Noninbr. der Land Ben een, r Seid halt 


der Geſchäfte der 3. Brig., ernannt. v. Weyrach, Gen. der 
Inf. a. D., geſtattet, die Unif, des 10. Inf.⸗Rgts. mit den 
vorſchr. Abz. f. V. zu tragen. Obergethmann, Sec.⸗Lt. vom 
edw.⸗Bat. 36. Inf.⸗Rgts., ins 1. Bat. 10. Rgts. Hübner, 
Sec.⸗Lt. vom 1. Bat. ins 2. Bat. 10. Rgts. v. Koſchem⸗ 
bahr, Lange, Sec. Ltd. vom 2. Bat. 11., ins 3. Bat. 10. 
Rgts., einrangirt. v. Ziegler u. Klipphausen, Pr.⸗Lt. vom 3. 
Bat. 10. Rgts., zum Hauptm. u. Komp.⸗Führer. Weiden⸗ 
hammer, Unteroff. vom 1. Bat, 11. Rgts., zum Sec.⸗Lt. er⸗ 
nannt. Willert, Sec.⸗Lt. vom 1. Bat. 10., ins 2. Bat. II. 
Regts. einrangirt. Geisler, Pr.⸗Lt. vom 3. Bat. 22. Rats, 
zum Hauptm. v. Blandowski, Sec.⸗Lt. von demſ. Bat., 
zum Pr.⸗Lt. ernannt. Hergaß, Oberſt, aggr. dem 27. Inf.⸗ 
Not, als Gen.⸗Maj. mit Penſion, der Abſchied bewilligt. 
Gr. Saurma, P.⸗Fahnrich vom 6. Jäger⸗Bat., ſcheidet aus. 
v. Schmettau, Pr.⸗Lt. vom 22. Inf.⸗Regt., als Hauptm 
mit der Armee⸗Unif. mit den vorſchr. Abz. f. V., Ausſicht 
auf Civilverſorgung, und Penſion, der Abſchied bewilligt. 
v. Seydlitz, Major von 17. Inf.⸗Regt., als Oberſt⸗Lieut. mit 
der Regts.-Unif. mit den vorſchr. Abz. f. V., Ausſicht auf 
Givilverforg. u. Penſion. Bei der Landwehr: Braune, 
Sec.» Lt. vom 2. Bat. 11. Regts., der Abſchied bewilligt. 
Sternberg, Major zur Disp., zuletzt im 1. Bat. 25. Regts., 
mit der Armee⸗uUnif. mit den vorſchr. Abz. f. V., und feinem 
bisher. Inact. Gehalt als Penſion. Kling, Magazin⸗Gehülfe, 
mit Wahrnehmung der Funktionen des Kontrofeführenden 
Aſſiſtenten bei der Magazin⸗Rendantur in Koſel beauftragt. 
Neumann, Kafern:Infp. 2 Kl. in Breslau, zum int. Lazareth⸗ 
Inſp. 2. Kl. in Schweidnitz ernannt. v. Stöſſel, Major 
vom 38. Inf.⸗Regt., geſtattet, das ihm verliehene großher⸗ 
zoglich mecklenburg ſchwerinſche Milit. Verdienſt⸗ Kreuz zu 
tragen. 

Daſſelbe Blatt enthält ferner folgende Verfügungen: 
1) Die Gewehr-Reparatur⸗Gelder der mit Kavalerie⸗ 
Säbeln bewaffneten, fahrenden Artilleriſten und berit⸗ 
tenen Unteroffiziere der Fuß⸗Artillerie; 2) den Waffen⸗ 
rock der Offiziere der Adjutantur betreffend; 3) wegen 
Zulaſſung der aus dem Mecklenburg⸗Strelitzſchen, 
und dem Anhalt⸗Deſſau⸗, Köthen: und Berubur⸗ 
giſchen Gebiete gebürtigen jungen Leute zum einjäh⸗ 
rigen, freiwilligen Militär⸗Dienſt. Dieſe Verordnung 
lautet: 7 

„In Gemäßheit der reſp. unterm 2. April, 27. April und 
16. Mai diefes Jabres zwiſchen Sr. Majeftät dem Könige 
von Preußen einerſeits und Sr. königlichen Hoheit dem Groß⸗ 
herzoge von Mecklenburg⸗Strelitz, reſp. Sr. Hoheit dem Her⸗ 
zoge von Anhalt⸗Deſſau (für die Herzogthümer Anhalt⸗Deſ⸗ 
ſau und Anhalt⸗Köthen) und Sr. Hoheit dem Herzoge von 
Anbalt⸗ Bernburg andererſeits, betreffend den Anſchluß der 
greßherzoglichen reſp. herzoglichen Militär⸗Kontingente an die 
königliche preußiſche Armee, können aus dem Mecklenburg⸗ 
Strelieſchen, dem Anhalt⸗Deſſauſchen, dem Anhalt⸗Köthen⸗ 
ſchen und dem Anhalt⸗Bernburgiſchen Gebiete gebürtige junge 


Männer, welche nach preußiſchen Geſetzen die Berechtigung 


zum einjährigen freiwilligen Dienſte beſigen würden, unter 

gleichen Bedingungen wie jeder Preuße, bei jedem preußis 

chen Truppentbeile als Freiwillige in den Dienſt treten.“ 
4) Eine Verfügung die Reifen mobiler Offiziere und 


Miitär:Beamten; 6) die Bewilligung von Nebenko⸗ 


1 


| einer Verwaltung, die Erhö 


taillons⸗Aerzte betreffend. — Nach der Letzteren wird 
den betreffenden Aerzten die zur Erreichung eines Ge⸗ 
halts von 500 Thirn. jährlich bewilligte Zulage von 


d Geburtshelfer, 21 Thlrn. 21 Sgr., auch ferner bei denjenigen Land⸗ 


welche auf 
Stamm Kompagnien von 100 bis 200 Mann redu⸗ 
zirt worden find, - 

A. Z. C. Berlin, 3. Novbr. [Bildung einer 
neuen Fraktion der Rechten. — Ein Völker⸗ 
verein. — Vermiſchte Nachrichten.] Die ſchon 
geſtern erwähnte, aus der Riedel ſchen Partei in Stadt 
London ausſcheidende neue Fraktion der Rechten 
hat ſich konſtituirt und ihr Programm entworfen. Als 
Urheber deſſelben und demgemaͤß als die vermuthlichen 
Häupter der neuen Parteibildung ſind anzuſehen: v. Bo⸗ 
delſchwingh⸗Hagen und v. Bodelſchwingh⸗ 
Magdeburg, v. Fock, Geppert, Urlichs und 
v. Bismark⸗Brieſt. Das Programm lautet 
wörtlich alſo: 

„Die unterzeichneten werden ſich bei ihrer ferneren Wirk⸗ 
ſamkeit in der 2ten Kammer durch folgende Grundſätze und 
Erwägungen leiten laſſen. I. Sie erkennen in dem Ge⸗ 
ſchäfte der Verfaſſungsreviſion die eine, in der Theilnahme 
an der materiellen Geſetzgebung die andere, von jener un⸗ 
abhängige, Seite ihres Berufs und werden ſtets darauf 
bedacht fein, beide Funktionen in der Art auszuüben, daß 
ſie nicht dem Gelingen oder Mißlingen der einen auf die 
andere einen beſtimmenden Einfluß geſtatten. II. Die Re⸗ 
viſion werden ſie ſo fortführen, wie ſie es für das dauernde 
Intereſſe des Landes am zuträglichſten halten und ſich we⸗ 
der durch die Beſchuldigung, daß ſie den Rechten der Krone, 
noch daß ſie den Freiheiten des Volks zu nahe treten, irren 
laſſen. ueberzeugt indeſſen, daß ein Mißlingen jenes Werks 
von den übelſten Folgen für das Land begleitet ſein würde, 
und die Rechte aller Staatsgewalten gleichmäßig achtend, 
werde ſie ungelöſten Konflikten (wie in Betreff des Arti⸗ 
kels 108) gegenüber den Weg der Verſtändigung gern be⸗ 
treten und jedenfalls nicht vielfache Verbeſſerungen der 
Verfaſſungsurkunde dann zurückweiſen, wenn in einigen 
Punkten deren Abänderung nicht ihren Anſichten gemäß 
erfolgen ſollte. III. Bei allen Fragen der materiellen und 
organiſchen Geſetzgebung, die ſie für eben ſo wichtig und 
dringend erachten, als die Verfaſſungsreviſion, werden fie 
ihre Abſtimmungen nur durch eine aus gründlicher Prü⸗ 
fung der Vorlagen gewonnenen Ueberzeugung bedingt ſein 
laſſen. Indem fie daher eine jede tendenziöfe Oppoſition 
von ſich fern halten, werden ſie die Regierung auf dem 
Wege, welchen ſie in der Leitung der inneren Angelegen⸗ 
heiten, ſo wie zur Begründung des un- 
Weer. Werte, Jen Wovember 1849.” um 
Der Partei in der Stadt London wurde dieſe nun⸗ 
mehr vollendete Bildung vorgeſtern Abend offiziel an⸗ 
gezeigt und geſtern Abend hat die neue Fraktion im 
Hotel de Pruſſe in der Leipzigerſtraße ihre erſte Vet⸗ 
ſammlung gehalten. Wie wie ſchon geſtern meldeten, 
hat man dieſen Scheidungsprozeß, durch welchen die 
Stadt London 30—40 Mitglieder verliert, in Letzterer 
mit großer Befriedigung entgegengenommen, weil man 
nun hofft, daß der eigene Standpunkt klarer und fol⸗ 
gerechter ausgeprägt werden könne, als bei der bishe⸗ 
rigen mehrſeitig für unnatürlich erklärten Vermiſchung 
mit den Ausgeſchiedenen. Es führte dieſe Hoffnung 
ſogar zu einem lauten Jubel in der Stadt London, 
als Antwort auf die Trennungs⸗Notifikation, Welche 
weitere Stellung nun die Fraktion des Hotel de Pruſſe, 
namentlich der Junkerpartei in der Konverſattons halle 
gegenüber einnehmen wird, ſteht zu erwarten. Wir 
wollen dabei jedoch nicht unbemerkt laſſen, daß der 
Artikel I. des Programms weſentlich aus der von der 
Junkerpartei ausgeſtreuten — wiewohl grundfofen — 
Befürchtung hervorgegangen iſt, daß die Mielentz'ſche 
Partei im Bunde mit der Partei der Stadt London 
zur Rache dafür, daß der Artikel 108 über die Steuer⸗ 
bewilligung in der erſten Kammer gefallen fei, der Rer 
gierung die Eiſenbahnanleihe verweigern wolle! — 
Die hieſigen Zeitungen berichten von einem Völker⸗ 
vereine zur Befreiung der Völker durch ſitt⸗ 
liche Kultur, den der bekannte Gutsbeſitzer von 
Holtendorff⸗Vietmanns dorff ins Leben ru⸗ 
fen will. Er iſt zu dem Ende bereits mit den erſten 
Volks⸗Männern der Zeit, wie Lamartine, Arago, Cob⸗ 
den, Fürſt Wallerſtein, Schuſelka, Fiſchhof u. A., in 
Verbindung getreten. Die Statuten dieſes merkwüc⸗ 
digen Vereins, welche auf einem am 3., 4. und 5. 
Februar k. J. in Lüttich abzuhaltenden Völk ekan⸗ 
greſſe berathen werden ſollen, geben 1 Der 
Zweck des Völkervereins hat die Deut chung des 
großen leitenden Gedankens der neuen t (die Bes 
freiung der Völker durch Givilifation) 425 egenſtande. 
Die ſtaatsbürgerlichen Verhättniflt, e Bedürfniffe 
bung des innern und äu⸗ 
ßern Wohlſtandes ſind vie g ande, welche der 
Verein zu den ſeinigen macht. dle werden Lokal: und 
Provinzialvereine eingerichtek De mit dem Hauptver⸗ 
ein in Verbidung Rebe. „, Las Schwurgericht ſoll 
mit Geſuchsſchreiden UM Einlaßkarten zu den Gerichts⸗ 
in dem Waldeck'ſchen Prozeß, der 
verhandlungen d zeß, der, 
wie wir meldeten, jedenfalls in dieſem Monat vor die 
0 KBortlenung in der Beilage.) 


Mit zwei Beilagen. 
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Dinstag den 6. November 1849. 
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(Bortfegung.) 
Geſchworenen kommt, wahrhaft beſtürmt werden. Nur 


den Jahrestag des Eintritts des Miniſteriums Bran⸗ 


durch parlamentariſche Bildung und ſtatiſtiſche Kennt⸗ 


ſteht aus den Abg. Graf Pückler, Milde, Diergardt, 


? niſſe ſich auszeichnende Landrat) v. Manteuffel Dannenberger, Coßmann, Knoblauch, Jakobs, Gr 

der geringſte Theil dieſer Geſuche wird berückſichtigt ul 5 ließ die Befürchtung entſtehen, daß a ee e x 8 — 
werden können, da der Gerichtsſaal nicht mehr als ſer gewiß nicht republikaniſchen Kammer Scenen, wie 
gegen 200 Zuhörer zu faſſen vermag. — Der Treu⸗ | fie in Parlamenten einiger Staaten Nordamerikas vor- 
dun d wird am 10. d. M. Abends in Krolls Lokal kommen ſollen, bald nicht zu den Unmöglichkeiten zu 


zählen fein möchten. Die Schlaffheit der zweiten Kam⸗ 


denburg⸗ Manteuffel, fo wie des Wiedereintük⸗ mer ſcheint übrigens auch der erſten ſich jetzt bemäch⸗ 


kens der Garde in Berlin durch eine muſlkaliſch⸗dekla⸗ tigen zu wollen. 


Die wichtigſten Beſtimmungen der 


matoriſche Abend⸗Unterhaltung und einen Ball bege⸗ Verfaſſung, außer Art. 105 die Artikel 108, 110, 
hen. — Daß von der hieſigen Stadtverordneten⸗Ver⸗ 111 und 112 wurden faſt ohne alle Diskuſſion ans 


ſammlung der Antrag, dem Grafen Brandenburg 
das Ehrenbürgerrecht zu ertheilen, abgelehnt, hat 
in dem Treubunde und den übrigen konſervativen Ver⸗ 
einen eine unbeſchreibliche Entrüſtung hervorgerufen. 
Seit mehreren Tagen finden in allen Gegenden 
fortgefegte Verſammlungen von Treubündlern und 
Preußenvereinern ſtatt, um, wie man ſich auszu⸗ 
drücken beliebt das fchofle Benehmen der Stadtver⸗ 
ordneten zu beleuchten. Eine ganz beſondere Wuth 
hat ſich gegen den Profeſſor Gneiſt, den Verfaſſer 
des Ablehnungsſchreibens, gerichtet, über den man jetzt 
vor allen Dingen erfahren will, ob er auch Bürger 
Berlins, und daher berufen ſei, als Stadtverordneter 
zu fungiren. Es iſt ferner der Plan angeregt, den 
Grafen Brandenburg durch Ueberreichung eines Ehren⸗ 
Degens mit Brillanten beſetzt, zu entſchädigen. — Zu 
dem am heutigen Hubertustage im königl. Jagd⸗ 
ſchloſſe zu Grunewald ſtattfindenden Hof⸗Jagdfeſt find 
auch viele Militair⸗ und, Civilperſonen, fo wie mehrere 
Jagdliebhaber aus dem Bürgerſtande geladen. Der 
König nimmt an dem Jagofeſt perſönlich Theil. — 
Dem Intendantur-Rath Pauly find die Geſchäfte 
eines Militär⸗Intendanten bei dem preußiſchen Armee⸗ 
Corps in Baden anvertraut worden. — Die lang er⸗ 
warteten Gaſtſpiele des Fräulein Lucile Grahn wer⸗ 
den in der nächſten Woche beginnen. Sie wird zu⸗ 
nächſt in dem Ballet „die Tochter des Banditen“ in 
der Titelrolle auftreten. — Das Polizei-Präſi⸗ 
dium hat geſtern unſere Mittheilung, daß „ſämmtliche 
Tabagiſten“ angewieſen ſeien, ihr Lokal um 10 Uhr 
zu ſchließen, für „völlig unbegründet“ erklärt. Wir 
erwidern darauf heute, daß jene Maßregel allerdings 
getroffen ward, aber nur in den Vorſtädten vor 
dem Roſenthaler und Hamburger Thore. Ob unſere 
Nachricht hiernach eine „völlig unbegründete“ war, 
möge der Leſer ſelbſt beurtheilen. — Die heutige 
conſtitutionelle Correſpondenz enthält folgenden 
Artikel über Kinkel, den wir der öffentlichen Stel⸗ 
lung jenes Organs, halber wiedergeben. „Die demo: 
kratiſchen Blätter berichten täglich über Kinkels Gefan⸗ 
genſchaft, Wahrheit und Dichtung, und werden nicht 
müde den Schrei des Entſetzens ertönen zu laſſen, daß 
ein Mann wie Kinkel, ausgeſtattet mit den reichſten 
Gaben der Natur, jetzt eingekerkert und mit mechani⸗ 
ſchen Verrichtungen beſchäftigt, dem geiſtigen Tode ent⸗ 
gegen gehe. Wer ſollte aus rein menſchlichem Stand⸗ 
punkte, nicht in das Bedauern einſtimmen, daß Kräfte, 
die für edle Leiſtungen beſtimmt und befähigt waren, 
in den Mauern einer Strafanſtalt verſiegen? Aber der, 
Schrei des Entſetzens mag ſich gegen denjenigen keh⸗ 
ren, der ſeinen Kräften dieſe Richtung gab, der, je be⸗ 
fähigter er war, zu wirken und mit ſich fortzureißen, 
deſto größere Schuld auf ſein Haupt lud, indem er 
verführte und namenloſes Unglück ſtiftete. Die ſtra⸗ 
fende Gerechtigkeit, und die Erfüllung des Buchſtabens 
des Geſetzes Grauſamkeit zu nennen, kann nur der 
wagen welchem das Geſetz ſelbſt ein Dorn im Auge 
iſt Als Kinkel eröffnet wurde, daß nach den beſte⸗ 
benden Vorſchriften Niemand, welcher in einer Straf⸗ 
anſtalt ſich befinde, einer feinen Kräften und Fähigkei⸗ 
— angemeſſenen Arbeit für den öffentlichen Fonds 
os ider könne, und ihm daher freigeſtellt wurde, 
N Ache ſchriftlichen Arbeiten beſchäftigt ſein oder an 
wolle, nf Übrigen Strafgefangenen theilnehmen 
J er ausdrücklich das Letztere. Er habe 
dabei ſeine Gedanken frei duße A 

5 5 : „ rte er. Seiner Bitte, 
wöchentlich an ſeine Frau ſchreiben zu dürfen, iſt ge⸗ 
wifahtt, und die Persönlichkeit, fo wie die Auffaſſung 
des Strafanſtalts⸗Direktors über ſeinen Beruf, ſichern 
Kinkel eine Behandlung, die innerhalb der vom Ge⸗ 
ſeze gezogenen Schranken den Charakter dußerſter 
Milde trägt,” 

C, B. Berlin, 3. November. [Die erſte Kam: 
Wel hat heute über Artikel 105 * — 
no Mttichen den Beſchluß der zweiten Kammer ange⸗ 

Bo run. Eine Modifikation, die das Amendement 
W Manns Kühne ducchfegte, hat auf die Oktroyi⸗ 
osbefugniß, welche der Artikel dem Miniſterium bei⸗ 
und von welcher Herr v. Gerlach mit Recht 
die Baſis unſerer gegenwärtigen Zuſtände 
" Minifterie gründe sich die beifpiellofe Popularität des 
weichem va keinen Einfluß. Ein Wortwechſel, zu 
er mehr durch patriotiſche Geſinnung als 


genommen. — Geſtern feierten einige Schulanſtalten 
den Jahrestag der Einführung der Reformation 
in die Mark Brandendurg. — Das Gerücht, welches 
geſtern hier verbreitet war, Dowiat fei aus dem Fort 
Weichſelmünde entkommen, hat ſich als unbegründet 
herausgeſtellt. 

A. Z. C. Berlin, 4. Nov. [Aus den Kammern.) 
Die geſtr. Verhandlung der 2. Kammer über die Eiſen⸗ 
bahnanleihe bildete geſtern Abend in allen öffent⸗ 
lichen Lokalen, namentlich aber dort, wo ſich Abgeord— 
nete aufhalten, das Hauptgeſpräch. Die Anſichten u. 
Urtheile über das Votum der Kammern lauteten ſehr 
verſchieden. Von mehreren Seiten wurde die Anſicht 
aufgeſtellt, es hätte das Geld nicht bewilligt werden 
müſſen, bevor nicht die Verfaſſungsreviſion zu Ende 
geführt ſei. Jetzt habe man der Regierung bei wei⸗ 
tem die größeren Schwierigkeiten der Zukunft aus dem 
Wege geräumt und einer allfälligen Kammerauflöſung 
würde ſich ein unendlich geringeres Bedenken entgegen⸗ 
ſtellen, als ſonſt der Fall ſein müßte. Man kann in 
der That die Schwere dieſes Einwurfs nicht verken⸗ 
nen. Wir glauben allerdings bis jetzt noch nicht 
daran, daß das Miniſterium die Kammer abermals 
auflöfen werde; wir halten aber den Rücktritt des 
jetzigen Miniſteriums über lang oder kurz eben ſo we⸗ 
nig für unmöglich. Sollte dann, wie ſehr wahrſchein⸗ 
lich iſt, noch ein konſervativeres Kabinett an die Stelle 
treten, dann könnte allerdings die Auflöſung erfolgen 
und dann wird man es empfinden, die Anleihe aus 
den Händen gegeben zu haben. Welch ein gewaltiges 
Movens dieſe in den Händen des Landes war, das 
haben die Jahre vor der Revolution bewieſen. Darum 
hätte man die Verfaſſung fertig machen ſollen. Wir 
glauben nicht übel unterrichtet zu ſein, wenn wir an⸗ 
nehmen, daß in der Kammer ſelbſt nicht wenig Abge⸗ 
ordnete von dieſen Anſichten geleitet waren und daß 
dieſelben nicht blos auf die mehrfachen Anträge, einer 
Vertagung der Debatte, einer Zurückweiſung der Amen⸗ 
dements an die Kommiſſion, ſondern ſelbſt auch das 
Simſon'ſche Amen dement influirt hatten, welches, 
indem es vorher genaue finanzielle Rechnungslegung 
forderte und ſomit ein durchaus konſtitutionelles Recht 
vertrat, zugleich die definitive Entſcheidung in der 
Frage, wenigſtens einige Wochen hinausſchob. Gerade 
dies ſcheint man aber am Miniſtertiſch ſehr wohl ge⸗ 
fühlt und gefürchtet zu haben. Daher dag lebhafte 
Drängen nach augendlicklicher Erledigung, ohne daß 
doch der Finanzminiſter der glänzenden Sim ſon⸗ 
ſchen Rede irgend etwas Nachhaltiges entgegen zu 
fegen gewußt hätte. Der vom Miniſtertiſch ſtets wie 
derkehrende Gedanke war, die geforderten finanziellen 
Nachweiſe ſeien ein Recht der Kammern, und dieſem 
Recht würde vom Miniſterio ſeine Befriedigung wer⸗ 
den, aber augenblicklich könne es nicht geſchehen. Man 
ſagte dabei freilich nicht, warum der Nachweis ver⸗ 
heißenermaßen nicht ſchon längſt geliefert ſei; aber 
man that etwas Anderes: man griff zu zwei neuen 
Hülfsmitteln. Das Simſon'ſche Amendement wurde 
dem Inhalt nach für ein gehirnloſes und die Annahme 
deſſelben für eine vollſtändige Verwerfung der ganzen 
Eifenbahnvorlage erklärt. In erſterer Beziehung wurde 
allerdings dem Finanzminiſter und dem Herrn von 
Bodelſchwingh, als ſeinem Adjutanten, bei der 
Verrückterklärung ſowohl durch den Adg. Wentzel als 
durch Herrn Simſon ſelbſt ein ſo vollſtändiges 
Desaveu, daß der gegenwärtige Finanzminiſter ſich 
entſchuldigte und der Exſinanzminiſter den Herrn Sim⸗ 
ſon geradezu um Verzeihung bat; allein deſto wirkſa⸗ 
mer war die miniſterielle Erklärung von der eventuel⸗ 
len Verwerfung des Geſitzes. Eine ſolche Eventualität 
— die freilich als eine nothwendig oder innerlich bes 
gründete ſich nirgends darſtellte — wollten doch ſelbſt 
die diſſentirenden Elemente in der Kammer nicht auf 
ſich nehmen und ſo wurden denn unter Verwerfung 
aller Amendements die 21 Millionen bewilligt. Möge 
zum Heil des Landes verwandt werden, was von den 
Kammern gewiß nicht ohne Gewiſſenszwang bewilligt 
ward! — In der erſten Kammer ſind ſoeben zwei 
neue Kommiſſionen gebildet, die eine zur Bera⸗ 
thung der Verordnung vom 9. Februar, über die Ge⸗ 
werberäthe, und die andere zur Vorberathung der von 
der Regierung in der deutſchen Frage nachträglich 
eingebrachten Aktenſtücke. Die erſte Kommiſſion be⸗ 


Dieterici, Braun. Die zweite Kommiſſion beſteht aus 
den Abg. Kühne, Camphauſen, Graf v. Alvensleben, 
Graf von Schulenburg, Graf von Dönhof, Scheller, 
Wachler, v. Bockum⸗Dolffs, Goltdammmer, v. Vincke. 
— Aus den Kammerverhandlungen iſt bekannt, daß 
der Miniſter des Innern den Kammern einen Geſetzent⸗ 
wurf überreichte, wonach aus der Staaskaſſe eine 
Beihülfe an die Meliorations-Societät der 
Bocker Haide gewährt werden ſollte. Der Geſetz⸗ 
entwurf ift ſoeben gedruckt und vertheilt. Darnach 
beſteht die Beihülfe in einem Darlehen, welches bis 
zur Höhe von 108,000 Thlr., auf 5 Jahre zinslos, 
hernach gegen jährlich 5 pCt., in der Weiſe gewährt 
wird, daß 3 pCt. auf die Zinſen, 2 pCt. auf die all⸗ 
mälige Kapitalstilgung verwandt werden. Die Me⸗ 
liorations⸗Societät der Bocker Haide, welche jetzt ge⸗ 
bildet wird, hat den Zweck, einen Theil der Grunde 
ſtücke zwiſchen der Lippe und dem Hauſtenbach 
in den Kreiſen Paderborn, Büren, Wiedenbruck, 
Lippſtadt und Bockum in der Provinz Weſtfa⸗ 
len durch Bewäſſerung mit Waſſer aus dem Lippe⸗ 
fluß zu verbeſſern. Es find dies weite Senner⸗ und 
Haideflächen, von eirca 2 Quadrat-Meilen Ausdeh⸗ 
nung, welche größtentheils nur eine dürftige Nutzung 
durch Hutung und Plaggenſieb gewähren. Die dor: 
tigen Gemeinden ſind getheilt, aber die Kultur vermag 
ſich wenig zu heben, weil der Boden theils an Ver— 
ſumpfung, theils an zu großer Trockenheit leidet. Seit 
einer Reihe von Jahren war daher die Verwaltung 
ſchon bemüht, theils durch Entwäſſerung, theils durch 
Bewäſſerung nachzuhelfen, und namentlich erklärten ſich 
die Miniſterien zur Förderung dieſer wichtigen Melio⸗ 
rationen ſchon auf den Antrag des Oberpräſidenten 
v. Vincke unter dem 25. April 1840 bereit, einen 
Staatsvorſchuß von 100,000 Thalern von dem Kö⸗ 
nige zu erbitten. — Die Centralkommiſſion zur 
Prüfung des Staatshaushalts hat der zwei— 
ten Kammer einen vorläufigen Bericht erſtattet, worin 
ſie darauf hinweiſt, daß die Prüfung des Budgets pro 
1849 ſie noch ſo lange aufhalten werde, daß die De⸗ 
batten darüber nicht vor Anfang Dezember beginnen 
könnten. Sollte nun die Staatsregierung für die 
Aufſtellung des Etats pro 1850 das Reſultat der 
Kammerbeſchlüſſe abwarten wollen — und dies wäre 
an ſich faſt der einzige Nutzen einer Budgetprüfung, 
die um 1%, der Zeit zu ſpät käme, fo würde die 
Vorlage deſſelben im laufenden Jahr nicht mehr mög⸗ 
lich ſein, und der Kammer: 1) die Regierung zu er⸗ 
ſuchen, den Etat pro 1850 baldigſt und unabhängig 
von der Feſtſtellung des Etats pro 1849 vorzulegen, 
wobei ihr anheim geſtellt ſein müßte, in wieweit ſie 
dabei die ihr durch Mittheilung der Protokolle bekannt 
gewordenen Anſichten der Kommiſſion berückſichtigen 
wolle. 2) Die Beiträge der Kommiſſion über beide 
Etats in zweckmäßiger Kombination gleichzeitig zur 
Berathung zu ziehen. — Die Kommiſſion hofft, ſo 
das ganze Geſchäft der Budgetprüfung pro 
1849 und pro 1850 im nächſten Monat been⸗ 
digt zu ſehen. 

A. Z. C. Berlin, 4. Novbr. [Tages bericht.] 
Die preußiſche Garniſon in Hamburg ſoll dem⸗ 
nächſt noch verſtärkt werden, jedoch mit den dortigen 
Bürgern in gutem Einvernehmen leben. Auch die 
preußiſche Beſatzung in Schleswig hat ſich 
Seitens der dortigen Bewohner einer ſehr aufmerkſamen 
Behandlung zu erfreuen, trotzdem daß die Miſſion vou 
Exekutionstruppen kaum freundſchaftliche Gefühle ers 
wecken kann. Der Sohn des Prinzen von 
Preußen hat ſich geſtern Abend gegen 10 Uhr mit 
feiner Begleitung über Weimar und Frankfurt a. M. 
nach der Unioerſität Bonn begeben. Im Laufe des 
geſtrigen Tages beſuchte er noch in Begleitung ſeines 
bisherigen Lehrers, des Profeſſors Strack, der ihn als 
einen unſerer tüchtigſten Baumeister in architektoniſcher 
Beziehung unterrichtete, mehrere Kunſtwerkſtätten und 
nahm darauf die im Bau begriffene St. Petrikirche, 
deren obere Leitung Prof. Strack führt, in Augenſchein. 
— unſere ſtädtiſche Behörde iſt gegenwärtig eiftig 
damit beſchäftigt, die durch die neue Gewerbe⸗ 
geſetzgebung gebotenen und theilweiſe ſehr 
eingreifenden Reformen ins Leben einzuführen. 
Die ihr dabei entgegentretenden Schwierigkeiten ſind 
indeß erheblicher Art und ſcheinen theils in der Neu⸗ 
heit der Sache, theils und mehr noch in dem Wider⸗ 
willen der Betheiligten ſelbſt ihren Grund zu haben. 
Es zeigt ſich Letzteres beſonders dei den Prüfungen, 
welche fortan der Erlaubniß zum Gewerbebetrieb vor⸗ 
auf gehen müſſen und welche allerdings an einigen 
Monſtröſitäten leiden. Wenigſtens erſcheint es gewiß 
als eine ſolche, wenn z. B. Geſellen an der Prü⸗ 
fung eines Meiſters Theil nehmen ſollen, denn dies 
iſt eigentlich nichts anderes, als wenn der Schüler den 
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Lehrer examinirt. Viele aspirirende Jungmeiſter ver⸗ 
weigern es daher geradezu, ein ſolches Examen zu be⸗ 
ſtehen. Noch allgemeiner aber iſt die Abneigung, die 
ſich in einzelnen Kreiſen gegen jede Art von Ein⸗ 
ſchränkung der früheren unbeſchränkten Gewerbefreiheit 
geltend macht. Beſonders zeigt ſich dieſe Abneigung 
in den Arbeiter⸗ und Geſellen⸗Vereinen, welche dabei 
häufig wohl von einem, wenn auch nur unbeſtimmten 
politiſchen Gefühle geleitet werden. Auch hier wird 
beiſplelsweiſe vielfach die Betheiligung an den Prüfun⸗ 
gen verweigert. Endlich bieten die neu einzuführenden 
Innungsſtatuten große Schwierigkeiten. Dieſelben find 
bisher meiſtens im erſten Entwurf von den einzelnen 
Gewerken ſelbſt entworfen und eingereicht. Weil aber 
hierdurch das allerkrauſeſte Zeug für das Ganze des 
Gewerbsweſens zu Stande gekommen wäre, theilweiſe 
auch durchaus Ungehöriges produzirt ward, ſo ließ der 
Magiſtrat durch die Gewerbeabtheilung ein Normal⸗ 
ſtatut in den allgemeinſten Grundzügen ausarbeiten. 
Dies ſollte fortan in allen Gewerken zum Grunde ge⸗ 
legt und nach dem durch die Einzelverhältniſſe der Ge⸗ 
werke gebotenen Abänderungen als geltendes Grundge⸗ 
ſetz publizirt werden. So wären Einheit im Allge⸗ 
meinen, Mannigfaltigkeit im Beſonderen geſichert ge⸗ 
weſen. Dagegen ſoll aber jetzt wieder der hier beſtehende 
Verband der Altmeiſter zu proteſtiren gewillt ſein, in⸗ 
dem derſelbe theils mit dem Inhalt des Statuts un⸗ 
zufrieden iſt, theils in der Form ſeiner Emanirung eine 
Beeinträchtigung eigener Rechte zu finden ſcheint. — 
Hoffentlich werden ſich alle dieſe Schwierigkeiten beſei⸗ 
tigen, theilweiſe auch wohl brechen laſſen; aber man 
ſieht, wie die Kämpfe ſich nicht blos um die äußere 
Staatsverfaſſung drehen und wie wahrſcheinlich auch 
hier noch lange Zeit vergehen wird, ehe es zu Ein: 
ſtimmigkeit und Befriedigung kommt. Nachdem 
die hieſigen Gerichts-Aerzte neuerdings ihr amtliches 
Gutachten dahin abgegeben haben, daß die bekanntlich 
unter dem alten Regime aufgehobenen Pro ftitus 
tionshäuſer ein durchaus unentbehrliches Uebel ſeien, 
handelt es ſich jetzt nur noch darum, dieſes Uebel mög⸗ 
lichſt unſchädlich wieder einzuführen. Die früheren 
Wirthe dieſer Häuſer ſind daher bereits auf die Polizei 
gefordert worden, um mit ihnen Rückſprache wegen 
der Errichtung neuer Proſtitutionshäuſer zu nehmen. 
Man darf in der That ſagen, daß das Unweſen eben 
in Folge mangelnder Organiſation hier in neuerer Zeit 
eine ſo ſchreckenerregende Höhe erreicht hat, daß ihm 
nicht dringend genug Abhülfe zu wünſchen iſt. — 
Geſtern Abend war ein Oelbild: „Kinkel, ihn darſtel⸗ 
lend, wie er im Gefängniß zu Naugard ſpult“, an 
dem Schaufenſter eines Kunſtladens in der Königs: 
ſtraße aufgeſtellt. Es mußte jedoch auf Anordnung 
der Polizei wieder weggenommen werden, weil es un: 
wahr ſei. Es hatten ſich bald viel Zuſchauer ver: 
fammelt, — Dem bekannten Grafen Otto v. Schlip⸗ 
penbach iſt, nachdem ſich derſelbe direkt an den Kö⸗ 
nig gewandt hatte, und Plan und Statuten zur Er⸗ 
bauung von Familienhäuſern eingereicht hatte, der 
benöthigte Grund und Boden bei Moabit angewieſen 
worden. Die Vermeſſungen haben auch bereits ſtatt⸗ 
gefunden. Das Finanzminiſterium verlangt jedoch jetzt 
und vor allem den Nachweis von Mitteln, daß die 
Bauten wirklich bis zu Ende geführt werden könnten, 
da vorher die definitive Uebergabe des Grund und Bo: 
dens nicht ſtattfinden werde. 

C. B. Berlin, 4. November. [Vermiſchte Nach⸗ 
richten. Die geftrigen Abſtimmungen der 
zweiten Kammer haben einiges Befremden erregt. 
Wenn ſchon erwartet wurde, daß die Kommiſſions⸗ 
Vorſchläge die Mehrheit finden würden, ſo hatte man 
doch geglaubt, ſich wenigſtens für die Amendements 
der Linken eine zahlreiche Minorität erheben zu ſehen. 
Wie man jetzt erfährt, hat die Partei Mielentz jedoch 
bei einer vorherigen Diskuſſion der Eiſenbahnfrage die 
Frage für eine offene erklärt, indem man ausſprach, 
wie ſpäter bei Berathung des Budget eine paſſendere 
Gelegenheit geboten würde, den allgemeinen politiſchen 
Verhältniſſen an der eventuellen Bewilligung der ge⸗ 
forderten Fonds Rechnung zu tragen. — Wie es heißt, 
hat die vorgeſtrige Konferenz zwiſchen dem Herrn Fi⸗ 
nanzminiſter v. Rabe und den Herren A. v. Au⸗ 
erswald und Simſon Bezug auf die geſtern ent⸗ 
ſchiedene Frage gehabt. — In Ludwigsluſt, wo 
die Vermählung des Großherzogs von Meck⸗ 
lenburg mit einer Prinzeſſin von Reuß⸗Köſtritz 
gefeiert wird, erwartet man, wie von dort gemeldet 
wird, vom ruſſiſchen Kaiſer überraſcht zu werden. 
Schwerlich wird dieſe Erwartung ſich beftätigen; doch 
iſt geſtern feüh der ruſſiſche Geſandte in Begleitung 
eines zahlreichen Perſonals nach Ludwigslust gefahren. 
Auch ein der engliſchen Legation angehöriger Beamte 
wird der Vermählungsfeſtlichkeiten beiwohnen. — Das 
hieſige Stadtgericht (9) beſchäftigt ſich jetzt damit, zu 
konſtatiren, © enigen Perſonen, welche als Theil⸗ 
nehmer am Kampfe vom 18. und 19. März 
v. J. aus den damals eingegangenen Beiträgen Un⸗ 
terſtützungen erhalten, an dem Kampfe wirklich Theil 

enommen und Wunden erhalten haben. Auch in 
Betreff der angeblich an den erlittenen Wunden geſtor⸗ 
denen Perſonen, deren Wittwen und Waiſen einen 
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Anſpruch auf Penſion eingeräumt wurde, werden Er⸗ 
mittelungen angeſtellt. Endlich iſt auch das Polizei⸗ 
präfidium bemüht, die Urheber der Brandſtif⸗ 


tung, welche in der Revolutionsnacht die Artillerie⸗ 
Wagenhäuſer angezündet und dadurch einen Schaden 


ausfindig zu machen, da man ihr Verbrechen durch 


von einer halben Million Thaler angerichtet haben, 


die Amneſtie vom 20. März v. J. nicht für abolirt 
hält. — Der Betrugsprozeß, der ſchon ſeit meh⸗ 
reren Tagen gegen eine Anzahl von Kavalieren hier 
verhandelt wird, ruft in gewiſſen Kreiſen eine ſehr un⸗ 
angenehme Empfindung hervor. Ein früherer Pre: 
mierlieutenant Freiherr v. Werber-Schöndörffer 
und ein früherer Hauptmann v. Rothe geben jetzt 
der Bevölkerung Berlins vor den Schranken des Kri⸗ 
minalgerichts dieſes Schauſpiel. — Ueber die Abſichten, 
welche die Regierung in Betreff der Durchführung des 
Inſtitutes der Civilehe hegt, darf man binnen Kur⸗ 
zem beſtimmte Außerungen des Kultusminiſters erwar⸗ 
ten. Während von der einen Seite die Remonſtra⸗ 
tionen gegen die Ausführung des betreffenden Artikels 
der Verfaſſung einander drängen, werden von entges 
gengeſetzter Seite zahlreiche Stimmen laut, welche for⸗ 
dern, daß dieſe Verheißung wenigſtens eine Wahrheit 
werde. Daß auch die Abtheilung des Miniſteriums 
der geiſtlichen Angelegenheiten, an deren Spitze der 
Geheime⸗Ober⸗Reviſionsrath Frech ſteht, welcher in 
der erſten Kammer für die Civilehe geſtimmt hat, in 
einem dem Miniſter überreichten motivirten Gutachten 
Bedenken gegen die Ausführung aufgeſtellt, dürfte wohl 
entfcheidend fein. In dieſem Gutachten wird entwik⸗ 
kelt, daß die Civilehe die Volksſitte der öſtlichen Pro: 
vinzen und der Provinz Weſtfalen verletzen werde, daß 
die Durchführung wit großem Koſtenaufwande ver: 
knüpft und für die Betheiligten in hohem Grade betäfti- 
gend ſein werde, vor Allem aber eine bedenkliche 
Schwächung des ſittlichen und religiöſen Fundaments 
der Ehe zur Folge haben könne. Die ſchwächliche Op: 
poſition beider Kammern wird ſchwerlich Muth und 
Kraft haben, daß Inſtitut gegen den Willen der Re⸗ 
gierung, wenn derſelbe, wie zu erwarten, einigermaßen 
entſchieden geäußert werden ſollte, zu halten. 
Potsdam, 3. Novbr. [Die Hubertusjagd.] 
Heute Mittag ward die übliche Hubertusjagd von Sr. 
Majeſtät dem Könige im Grunewald abgehalten, zu 
der gegen 150 Theilnehmer zu Pferde ſich eingefunden 
hatten. Ein ſtarker Keuler ward gejagt und nach et⸗ 
wa dreiviertelſtündiger Jagd von Sr. Majeſtät in Per: 
ſon abgefangen. Zum Hallali erſchienen die anweſen⸗ 
den königlichen Prinzeſſinnen und die zum Beſuche bei 
dem königlichen Hofe befindlichen fremden Herrſchaften. 
Nach vollendeter Jagd war großes Diner im Jagd⸗ 
ſchloß Grunewald. — Bei dem Diner brachten Se. 
Maj. der König das Wohl Sr. königl. Hoheit des 
Großherzogs von Mecklenburg⸗Schwerin auf Anlaß der 
am heutigen Tage ſtattfindenden Vermählung dieſes 
Fürſten aus. 5 (St.⸗Anz.) 
Koblenz, 1. November. [Prinz von Preußen. 
Militäriſches.] Geſtern find Hofkuriere hier ange: 
kommen, um in dem hieſigen königl. Reſidenzſchloſſe 
die nöthigen Anordnungen zur Aufnahme des Prinzen 
von Preußen zu treffen. Der Prinz ſelbſt wird am 
öten d. hier ankommen. — Unſere Garniſon beſteht 
jetzt aus: 12 Kompagnien vom 25. Regiment, 4 vom 
17. Regiment (rückten am 12. v. M. ein), 2 vom 
4. Garde⸗Landwehr⸗Regiment, 2 vom 8. combinirten 
Reſerve⸗Baͤtaillon, 8 von der 8. Artillerie⸗Brigade und 
2 von der 8. Pionnier⸗Abtheilung, zuſammen 30 Kom⸗ 
pagnien oder 7½ Bataillone. (Weſ. 3.) 
Paderborn, 1. Novbr. [Die Unterſuchung] 
über die hieſigen Vorfälle iſt in vollem Gange. Die 
Huſaren, welche man geſtern in den Straßen ſah, hat⸗ 
ten keine Säbel an der Seite. Der Regierungspräſi⸗ 
dent von Minden iſt hier angekommen. Den Bürgern 
wird die Einquartirung der Küraſſiere vergütet. 
(Weſ. 3.) 
. Deutſchlan d. 
Frankfurt a. M., 1. Nov. [Das Interim.) 
Die deutſche Reſichsztg. meldet: „Ueber die Bun: 
deskommiſſion vermag ich noch das Nähere anzuge⸗ 
ben, daß Oeſterreich zu deren Vervollſtändigung den 
Baron v. Thierry, Preußen den wirklichen Legations⸗ 
rath Kammerherrn v. Savigny ernannt hat. Beide 
werden als Aſſiſtenten fungiren. Erſte Beſchäftigung 
der Kommiſſion wird die Ordnung der Militärangele⸗ 
genheiten fein. Das Militärdepartement behält feine 
Einrichtung aus der Zeit des Generals von Peucker. 
In den drei Hauptabtheilungen deſſelben iſt zum Vor⸗ 
ſtand der erſten, das Centraldüreau für die militäriſchen 
Angelegenheiten, der preußiſche Major Deetz Getziger 
Stadtkommandant von Frankfurt), für die zweite, die 
Feſtungsabtheilung, der öſterreichiſche General Eberle, 
für die dritte, die Wehrabtheilung, der baieriſche Oberſt⸗ 
lieutenant von Liel deſignirt. — Die „Vorſchlaͤge“ 
der wiener Zeitung „zur Anbahnung der öſter⸗ 
reichi ſch⸗deutſchen Hanrelseinigung“ beruhen, wie 
wir auf zuverläßigem Wege erfahren, une in der 
Uebereinſtimmung mit dem hier entworfenen 
Plaue, den Bundes ſtaat durch geweckte Sympa⸗ 
thien für Oeſterreich zu hintertreiben. An 


Ausführung der „Vorſchläge“ denkt in Oeſter⸗ 
reich Niemand; höchſtens würde man uns in 
der „Erſten Periode“, — des Wartens ver⸗ 
kümmern laſſen. — Merkt man jetzt den Zu⸗ 
ſammenhang der Intrigue ?!“ 

Frankfurt, 2. November. [Der Erzherzog Al⸗ 
ft n Oeſterreich], Gouverneur der Bundıs: 
b Malnz, iſt heute zum Beſuch Sr. k. Hoheit 

es Erzherzog ⸗Reichsverweſers hier eingetroffen und 
wird heute nach Mainz zurückkehren. — Geſtern Abend 


iſt die regierende Fürſtin von Walbeck hier angekommen. 
(O.⸗P.⸗A. -g.) 
Vom Bodenſee, 31. Oktbr. [Oeſterreichiſche 


Beſatzung.] Man ſpricht wie daß di 
Bundesfeſtung Raſtatt Wi. 0, alba re 
erfolgter Einfegung des neuen Interims, eine öſterrei⸗ 
chiſche Beſatzung neben der preußiſchen erhalten werde. 
Die preußiſche ſoll dann um ſo viel vermindert wer⸗ 
den als die öſterreichiſche Verſtärkung betragen wird. 
Die Truppenzuſammenziehungen im Vorarlberg dauern 
fort, (rtf. J) 
Stuttgart, 31. Oktober. [Römer] find die Augen 
aufgegangen: er wird ſich mit der deutſchen Fraktion 
der altliberalen Partei wieder verbinden und demnächſt 
als Vorkämpfer der deutſchen Sache mit 
Preußen auftreten. Schon hat ſein Organ, die 
„Württembergiſche Zeitung,“ vom Ausſchuſſe des Un⸗ 
ternehmens die Weiſung erhalten, keine „öſterreichiſchen“ 
Artikel mehr aufzunehmen, und in den nächſten Tagen 
verſammeln ſich die Aktlenaͤre, um ein neues Programm 
im deutſchen Sinne aufzuſtellen. Der Artikel in der 
Würtembergiſchen Zeitung über den Rücktritt des März⸗ 
Miniſteriums iſt von Römer ſelbſt; ein zweiter Artikel 
von ihm, über das Programm des neuen Miniſte⸗ 
riums, wird unmittelbar folgen. (Ref.) 
Karlsruhe, 31. Oktober. [Die badiſche Kam⸗ 
mer.] Die ſämmtlichen Mitglieder der badifchen zwei⸗ 
ten Kammer haben hier eine Konferenz gehalten und 
darin eine Eingabe an die Staatsregierung beſchloſſen, 
in welcher ſie erklären, daß ſie, im Hinblick ſowohl 
auf die Lage des engeren Vaterlandes als der allge⸗ 
mein deutſchen Angelegenheiten, die Zeit gekommen 
glauben, wo die Regierung ſich der Mltwirkung der 
Volksvertretung zu verſichern habe. Hinzugefügt iſt 
die Verſicherung, daß, wenn die alten Kammern ſollten 
einberufen werden, die Mitglieder derſelben vollzählig 
der Einberufung Folge leiſten würden. (Ref.) 
München, 31. Oktober. [Landtagsverhand⸗ 
lungen.] In der heutigen Sitzung der Kammer 
der Abgeordneten berichtete Herr v. Link im 
Namen des deutſchen Ausſchuſſes über die 
deutſche Frage. Den Stand der deutſchen Sache 
vergleicht er mit dem Thurmbau von Babel, und 
im Reſultat ſtimmt er zur Politik der baieriſchen 
Regierung. Dr. Rubner beſchwert ſich, daß von 
dem Notenwechſel zwiſchen Oeſterreich und Baiern faft 
alles Weſentliche fehle. Er beantragt: „Die Regie⸗ 
rung wolle der Kammer die noch abgängigen Akten⸗ 
ſtücke vorlegen.“ Herr v. d. Pfordten meint, die 
Vorlage der Aktenſtücke könne auf die reifenden Ent⸗ 
ſchlüſſe der öſterreichiſchen Regierung über die Neuges 
ſtaltung Deutſchlands leicht nachtheilig einwirken 
(hört! hört!). Auf Fürſt Wallerſtein's Befragen: 
ob auch die Schwarzenbergſche Note an die baieriſche 
Regierung abſchriftlich der Kammer zukommen werde? 
verneint Herr v. d. Pfordten dies auf's beſtimm⸗ 
tefte: er habe die nöthige mündliche Mittheilung dem 
Ausſchuß gemacht. Der Rubnerſche Antrag wird 
ſchließlich mit allen gegen 3 Stimmen angenommen. 
Weimar, 1. Nov. Der vom Ausſchuſſe für die 
thüringer Vereinbarung geſtellte Antrag auf Zuſtim⸗ 
mung zu den von der Konferenz in Koburg und Go⸗ 
tha gefaßten Beſchlüſſen hinſichtlich der Einfegung eines 
geſetzgebenden Organs für die ſämmtlichen thüringiſchen 
Staaten iſt von unſerm Landtage einſtimmig ange⸗ 
nommen worden. 5 D. A. 8. 
Meiningen, 31. Oktbr. [Der Landtag] iſt auf 
den 4. Novbr. einberufen, man ſagt, wegen Anſchluſ⸗ 
ſes an das Dreikönigs⸗Bündniß. (Dorfz.) 
Köthen, 1. Novbr. [Bereinigter Landtag.) 
Die ganze heutige (31.) Sitzung des vereinigten Land⸗ 
tags wurde durch die Berathung über das Verſamm⸗ 
lungs⸗ und Petitionsrecht des Milltärs ausgefüllt, 
Das Minifterium hatte nämlich zu $ 18 dem Zuſag 
beantragt: „Auf die Volkswehr erſter Abtheilung fin⸗ 
den dieſe Vorſchriften nur in ſo weit Anwendung als 
die ee Disziplinarvorfepriften 7 be tgegen: 
ſtehen.“ Angenommen wurde das ver men⸗ 
dement des Abg. Vogel: „Dem n iſt die 
Verhandlung über militäriſche Befeh nordnun⸗ 
Vereinen nicht geſtatt m 
gen in Verſammlungen und aum et“, 
mit welchem ſich auch das M einverſtunden 
erklärte, : 2. Novbr 
Aus Mecklen bare, 4 [Unfer Berfar 
unas-Dramaj zuge ſich jetzt allmälig feiner Ent: 
fungs⸗Or Strelitzſ * 
wickelung zu. 3 ‚Her Seite ift der Streit 
berelts vor dae O Schiedsgericht gebracht und 
in Verhandlung, bie proteſtirenden Agnaten dagegen 
haben die Hülfe Preußens in Anſpruch genommen, 
wie es heißt, nicht ohne guten Erfolg. Schon iſt das 


Gerücht hier verbreitet, der König von Preußen habe 
Er je dies Staatsgrundgeſetz proteſtirt, von | 
unterrichteter Seite hört man jedoch, daß der König 
feine beabſichtigte Reife nach Ludwigsluſt zu einer Vor⸗ 
ſtellung an den Großherzog benutzen wolle. Beſtimmt 
iſt, daß der König von Preußen durch die Anſtren⸗ 
gungen, welche Strelitz in Berlin gemacht, gegen un: 
ſere Verfaſſung eingenommen iſt. In der Junker⸗ 
ſchaft wiegt man ſich thörichterweiſe bereits im den 
ſüßen Hoffnungen einer geharniſchten preußiſchen In⸗ 
tervention. Unſere Konftitution hat fomit jegt drei 
Feinde: Den Strelitzer Hof, die großherzoglichen Agna⸗ 
ten und die Junkerſchaft. — Gott ſchütze unſer gutes 
Recht! — Wie es hier heißt, iſt der Herzog Wil⸗ 
helm aus Berlin mit ſehr günſtigen Nachrichten 
von dort in Strelitz angekommen, welcher Art dieſel⸗ 
ben ſind, und ob er überhaupt angelangt, muß ich 
dahingeſtellt ſein laſſen. Der ſogenannte Proteſt 
des Königs von Preußen beſteht in einem Schreiben 
an unſern Fürſten, in welchem dieſem Vorwürfe wegen 
der Publikation des Staatsgrundgeſetzes gemacht wer: 
den. . Gonſt. 3.) 

Kiel, 2. Novbr. In der heutigen Sitzung der 
Landesverſammlung interpellirte der Abg. Theod. Dis: 
hauſen wegen der Verhältniſſe der auswärtigen in un: 
ſerm Heere dienenden Offiziere. Er eichtste in dieſer 
Beziehung feine Frage dahin: 1) ob das Verhältniß 
dieſer Offiziere bereits dergeſtalt geordnet ſel, daß das 
Land nicht beim Wiederausbruche des Krieges die Ab⸗ 
berufung derſelben befürchten dürfe? 2) wenn ſolches 
nicht der Fal, welche Gründe die Regulitrung dieſes 
Verhältniſſes bisher verhindert hatten? Hr. v. Har⸗ 
bou erwiderte darauf, daß er dieſe Interpellatſon dem 
abweſenden Departements Chef des Krieges mitthei⸗ 
len wolle. 


Oeſterreich. 

Wien, 3. Novbr. [Ankunft der königlichen 
Gäſte.] Geſtern um 11% Uhr Nachts find Ihre 
Majeftäten die Königin von Preußen,) Köniz 
gin von Sachſen und die Prinzeffin Johann 
von Sachſen mittelſt eines Separatzuges in eigenen 
preußiſchen Hofwagen ſammt einem zahlreichen Gefolge 
bier angekommen. Ihre Majeſtäten kamen geſtern 
Nachmittags nach Oderberg und langten um 11 Uhr 
Nachts in Floris dorf an. Daſelbſt mußten von den 
pteußiſchen Klaſſenwagen die Fußtritte abgeſchraubt 
werden, indem erſtere ſonſt die Brücken nicht hätten 
paſſiren können. Se. Majeſtät der Kaiſer, in Mar⸗ 
ſchalls-Uniform und mit dem königlichen preußiſchen 
ſchwarzen Adler⸗Orden geziert, dann der General⸗Ad⸗ 
jutant Sr. Majeſtät, Graf Grünne, ferner der preußi⸗ 
ſche und ſächſiſche Herr Geſandte ſammt ihren Attachés 
in Uniform empfingen die allerhöchſten Gäſte im Bahn⸗ 
hofe, woſelbſt 8 ſechsſpännige und bei 10 zweiſpännige 
Hofwagen zur Dispofition der Angekommenen ftanden, 
Nachdem Se. Majeſtät die höchſten Gäſte herzlich be⸗ 
grüßt (und mit entblößtem Haupte zu wiederholten Ma⸗ 
len die Hände geküßt) hatten und von den hohen 
Frauen auf die Wange geküßt worden waren, ſetzten 
Dieſelben ſofort Ihre Fahrt nach Schönbrunn fort. — 
Ihre k. Hoheit die Frau Erzherzogin Sophie beehrte 
heute mit Ihren Allerdurchlauchtigſten Schweſtern JJ. 
Majeſtäten der Königinnen von Preußen und Sachſen 
das Atelier des Hiſtorien⸗Malers Dittenberger, um 
ſein großes Gemälde, die Entwickelung Oeſterreichs, zu 
beſichtigen. (Wien. Z.) 

* Wien, 4. Movbr, [Die Feier der ſilber⸗ 
nen Hochzeit.] Heute Mittag war der Zuzug der 
Neugierigen nach Schönbrunn, wo die ſilberne 
Hochzeit des Erzherzogs Franz Karl, jedoch nur 
im Samilienkreife gefeiert wurde, ſehr lebhaft. Um 
4 uhr fuhren die Minifter und hohen Militärs, der 
Banus an der Spitze, ins Schloß, um der Kaiſertafel 
beizuwohnen und ihre Glückwünſche darzubringen. Der 
hieſige Erzbiſchof Milde verrichtete die Einſegnung. 
Es wurde von den Gutgeſinnten nicht freundlich be⸗ 
merkt, daß dieſe Feier als Familienangelegenheit 
behandelt und fo wenig Gelegenheit gegeben war) ibre 
lopalen Geſinnungen darzulegen. Dem Gemeinderath 
Er wür vergönnt, feine Glückwünſche darzulegen. 

10 Maſeſtn feierlicher Aupienz empfangen und von 

Sr. Maſeſtät auch der Kaiſerin Mitte und den Kö⸗ 
niginnen vorgeſtelt. Man hofft nun auf einen Beſuch 
der kaiſerlichen Familie im Burgtheater 

N. B. Wien, 3. Nopbr. Tagesbericht.) Be: 

2 ” 3 un ti l ® 2 8 72 
zeichnend für die künftigen ‚Derhältniffe Ungarns iſt 

die Ernennung des Miniſterialrathes Baron Geringer 
zum Sektionschef im Ministerium des Innern, mit 

-Beibelaffung feiner gegenwärtigen Verwendung als be⸗ 
tel mächtigter kaiſerl. Kommiſſar für die Angelegenhei⸗ 
Diungaens. — Siebenbürgen iſt in ſechs Militär⸗ 
iſtitte eingetheilt worden. Der erſte davon iſt der 


Jr banner, welcher das ganze Sachſenland umfaßt. 
En dieſem Bezirke hat, 5 
ie ofiegung, der Graf der ſächſiſchen Nation als Di⸗ 


Ober⸗Kommiſſär zu fungiren. — Aus Peſth 


*) Ihre en wird 
Moajeftät die Königin von Preuß i 

Be. den 6 vb 11 Uhr in Breslau 
wi — = . Novbr. Nachts Uh 7 N 


mit Bezug auf die allerhöchſte nicht genommen, 
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erhalten wir die Nachricht, daß F.⸗Z3.⸗M. Hainau 
allen politifchen Gefangenen, welche bis zu ei⸗ 
nem Jahre Kerker verurtheilt find, oder noch 
verurtheilt werden könnten, vollkommene Am 
neſtie ertheilt habe. — Der nun in Peſth anwe⸗ 
ſende F.⸗Z.⸗M. Hainau erhielt mehrere Drohbriefe, 
worin ihm bedeutet wurde, daß ſein Leben dem Dolche 
verfallen ſei. — In Arad wurde am 25. Oktbr. der 
ungariſche Inſurgenten-Oberſt v. Koczinczy kriegsge⸗ 
richtlich erſchoſſen (wie bereits gemeldet) und in Güns 
zwölf Magyaren, die ſich im vorigen Jahre bei 
der Ermordung der gefangenen Kroaten bethei⸗ 
ligt hatten, mit dem Strange hingerichtet. — 
Im Bekeſcher Komitat treibt ſich eine berittene Räu⸗ 
berbande umher, die bereits mehrere verwogene Streiche 
ausgeführt hat. — Man ſpricht von der Errichtung 
eines Kaſſationshofes, indem die Regierung dieſer 
bei fungirenden Geſchwornengerichten unerläßlichen In⸗ 
ſtitution ihre Aufmerkſamkeit zugewendet hat. 2 Nach 
dem heute erſchienenen Bankausweiſe beſtehen die Vor⸗ 
räthe der Wiener Nationalbank in 28,862,937 Fl.; 
der Banknoten-Umlauf dagegen in 356,678,214 Fl. 
Die „Preſſe“ weiſt auf den „Schlüſſel“ zu dieſem ge⸗ 
gen das v. M. günſtigeren Ausweiſe hin, indem die 
Abnahme der in Umlauf befindlichen Banknoten durch 
eine ſehr fühlbare Zunahme der ungariſchen Affignaten 
aufgewogen wird. — F.⸗Z.⸗M. Hainau hat als 
Civil⸗ und Militär⸗Gouverneur Ungarns un⸗ 
term 1. d. zu Peſth die öſterreichiſche oktroyirte 
Reichsverfaſſung vom 4, März d. J. publiciren 
laſſen, in der Erwägung, daß der proviſoriſche 
Verwaltungsorganismus für Ungarn darauf be⸗ 
ruhe. Gewiß iſt die weiſe Zurückhaltung anzuer— 
kennen, wodurch ein Konflikt vermieden wurde, der 
leicht unangenehme Folgen hätte herbeiführen können. 
Es fand nämlich vorgeſtern ein außerordentlicher Zu⸗ 
drang zu den Friedhöfen auf der Schmelz und in 
Währing ſtatt, wobei namentlich das Andenken der in 
den Märztagen Gefallenen, d. h. Ausſchmückung 
ihrer Grabhügel mit Kränzen, begangen werden ſollte. 


Die Sicherheitswache ſoll ſich dieſem widerſetzt haben |, 


und darüber von einigen Straßenjungen inſultirt wor⸗ 
den ſein. Allein, wiewohl das Militär in der Nähe 
in Bereitſchaft ſtand, ließ man den kleinen Schnee⸗ 
flocken nicht zur Lawine anwachſen, der denn auch in 
der That bald zerſtob. Auf Meſſenhauer's und 
Robert Blum's angeblichen Gräbern hat man zwei 
gekreuzte Schwerter in dem dieſelben bedeckenden wei⸗ 
ßen Sande verzeichnet gefunden. 

N. B. Wien, 4. Nov. [Tagesbericht.] Das 
von dem hieſigen Tuchhändler Rohrbach hinterlaſſene 
Vermögen ſoll ſich, nach einer nur oberflächlichen 
Schätzung, auf 2 Millionen Fl. K. M. belaufen. Die 
Sperrkommiſſion iſt nun ſchon ſeit 3 Tagen mit dem 
Zählen der Geld-Effekten des Erblaſſers beſchäftiget, 
ohne damit zu Ende gekommen zu ſein. Er hinter⸗ 
läßt keine Leibeserben. — Zu den Neuigkeiten des 
heutigen Tages gehört das eingetretene Verbot des 
eben erſt erſchienenen Journals „Die Zeit.“ Die 
Gründe dazu werden durch die Militärbehörde ſelbſt 
kundgegeben. Den erſten Anlaß gab nämlich ein Auf⸗ 
ſatz über die Anwendung militärgerichtlicher und na⸗ 
mentlich der Leibesſtrafen; die weitere Folge entſtand 
durch die Weigerung des Redakteurs, eine Berichti⸗ 
gung jenes Aufſatzes in den ihm vorgeſchriebenen Aus⸗ 
drücken aufzunehmen. — Die neueſten Lemberger 
Nachrichten bringen wieder mehrere kriegsrechtliche Ver⸗ 
urtheilungen zu mehrmonatlichem Stockhaus-Arreſte, 
wegen regierungsfeindlicher und aufreizender Aeußerun⸗ 
gen, darunter auch die eines römiſch⸗ katholiſchen Pfar⸗ 
rers zu viermonatlichem Arreſt wegen Aeußerungen über 
den Kaiſer von Rußland. — Schwab, Prediger der 
Iſraelitengemeinde in Peſth, ift als ſchuldlos erkannt 
und ſeiner Unterſuchungshaft enthoben worden. — 
Das hieſige Kriegsgericht hat ſeit dem Monate 
November v. J. mehr als 1600 kriegsgericht⸗ 
liche Urtheile gefällt. Es zeigt ſich, daß die 
Zahl der Verhaftungen, welche durch die Mili⸗ 
tär⸗Behörde verfügt wurden, von Quartal zu 
Quartal zugenommen hat, ſo wie die Uebertre⸗ 
tungen während des Belagerungszuſtandes ſich 
immer mehr häuften. — Das Gerücht, daß Se. 
Majeſtät der Kaiſer zwiſchen heute und morgen die 
k. k. Hofburg beziehen werde, beruht auf einem Irr⸗ 
thume. Aus vollkommen verlaͤßlicher Quelle verſichert 
man, daß über dieſen Gegenſtand von Seite Seiner 
Majeſtaͤt weder eine Beſtimmung, noch Entſcheidung 


erfolgt iſt. 

Iran kreich. f 
Paris, 1. November. Der Miniſterwechſel iſt wie 
ein Blitz aus heiterm Himmel herabgekommen und 
droht Frankreich mit den ſchwerſten Verwickelungen. 
Das Miniſterium Odilon⸗Barrot hat feine Entlaſſung 
der Präſident Lonis Napoleon 
bat es aus eigener Machtvollkommenheit eut⸗ 
laſſen. — In der geſtrigen Sitzung der National⸗ 
Dupin nach⸗ 

der Republik: 
Berhältniſſen, 
Uebereinſtim⸗ 


ſtehenden Brief des Präfidenten 
„Herr Präfident! Unter den ſchwierigen 
unter welchen wir uns befinden, kann bie 


mung, welche zwiſchen den verſchiedenen Staatsgewalten 
errſchen muß, nur dann erhalten werden, wenn ſie be⸗ 
feelt von gegenfeitigem Vertrauen, ſich offen gegeneinan⸗ 
der ausſprechen. Um das Beiſpiel dieſer Offenherzigkeit 
zu geben, laſſe ich die Verſammlung die Gründe wiſſen, 
welche mich bewogen haben, das Miniſterium zu ändern, 
und mich von Männern zu trennen, deren ausgezeichnete 

Dienſte ich freudig verkünde und denen ſch Freundſchaft 

und Dankbarkeit widme. l 
„um die von ſo vielen Seiten durch die Anarchie be⸗ 

drohte Republik zu befeſtigen, um die öffentliche Ordnung 
wirkſamer zu ſichern, als es bis jetzt geschehen iſt, um im 
Auslande den franzöſiſchen Namen auf der Höhe ſeines 
Rufes zu erhalten, bedarf es Männer, welche von patrio⸗ 
tiſcher Hingebung beſeelt, die Nothwendifkeit einer einigen 
und feſten Leitung und einer klar gezeichneten Politik be⸗ 
greifen; welche die Regierungewalt durch keine Unentſchloſ⸗ 
ſenheit kompromittiren, die aber ſo für meine, wie für 
ihre Verantwortlichkelt, was Wort ſowohl, als That bes 
trifft, beſorgt ſind. 

„Seit faſt einem Jahre habe ich genug Proben von 
Selbſtoerleugnung gegeben, fo daß man über meine wah⸗ 
ren Abſichten ſich nicht täuſchen kann. Ohne Groll gegen 
irgend eine Perjönlichkeit oder Partei, habe ich Männer 
der verſchiedenſten Meinungen zur Verwaltung berufen, 
doch ohne die glücklichen Erfolge zu erzielen, die ich von 
dieſer Annäherung erwartete. Statt die Parteiſchatti⸗ 
rungen zu verwiſchen, habe ich nur ein Neutraliſiren der 
Kräfte erreicht. l 

„Die Einheit der Anſichten und Zwecke ward durch⸗ 
kreuzt; der Geiſt der Verſöhnung wurde für Schwäche ge⸗ 
nommen. Kaum waren die Gefahren der Straße vorüber, 
als man die Parteien ihre Banner erheben, ihre Rivali⸗ 
täten wieder erwecken und das Land in Unruhe ver⸗ 
ſetzen ſah. 

„In Mitten dieſer Verwirrung ſucht Frankreich, unru⸗ 
hig, weil es die Leitung vermißt, die Hand, den Wil⸗ 
len, das Banner des Erwählten vom 10. Dezember. Dies 
ſer Wille aber kann nicht verſpürt werden, wenn nicht 
eine völlige Gemeinſchaft der Ideen, Anſichten und Ueber: 
zeugungen zwiſchen dem Präſidenten und ſeinen Miniftern 
herrſcht, und wenn die Verſammlung ſelbſt nicht dem na⸗ 
tionalen Gedanken ſich beigeſellt, deffen Ausdruck die Wahl 
der Exekutivgewalt war. 

„Ein ganzes Spſtem hat triumpirt, am 10. Dezember, 
denn der Name Napoleon iſt für ſich allein ein Pro⸗ 
gramm. Er will ſagen: im Innern, Ordnung, Autori⸗ 
tät, Religion, Wohlbefinden des Volkes; nach Außen, na⸗ 
tionale Würde. Dies it die durch meine Erwählung in 
augurirte Politik, die ich mit der Unterſtützung der Vers 
ſammlung und des Volkes triumphiren machen will. Ich 
will mich würdig zeigen des Vertrauens der Nation, in⸗ 
dem ich die von mir beſchworene Konſtitution aufrecht er⸗ 
halte. Ich will dem Lande durch meine Loyalität, Be⸗ 
harrlichkeit und Feſtigkeit ein ſolches Vertrauen einflößen, 
daß die Geſchäfte wieder aufleben und man zur Zukunft 
Vertrauen gewinnt. 

„Der Buchſtabe einer Verfaſſung hat ohne Zweifel 
einen großen Einfluß auf die Geſchicke eines Landes; aber 
die Art ihrer Ausführung übt vielleicht einen noch größes 
ren aus. Die längere oder kürzere Dauer der Reglerungs⸗ 
gewalt tragt gewiß mächtig zur Stabilität der Verhaͤlt⸗ 
niſſe bei, aber es ſind ebenſo die Ideen und Principien, 
die die Regierung vorwalten läßt, welche die Geſellſchaft 
beruhigen. 

„Heben wir daher die Autorität, ohne die wahre Frei⸗ 
heit zu beunruhigen. Beſchwichtigen wir die Befürchtun⸗ 
gen, indem wir kühn die ſchlechten Leidenſchaften nieder⸗ 
zwingen und indem wir allen edlen Trieben eine nützliche 
Richtung geben. 

„Befeſtigen wir das religiöfe Princſp, ohne irgend eine 
der Errungenſchaften der Revolution aufzugeben, und wir 
werden das Land retten, ungeachtet der Parteien, der ehr⸗ 
gelzigen Beſtrebungen und ſelbſt der Mängel, die unfere 
Inſtitutionen entfalten mögen. 

t Gez. Louis Napoleon Bonaparte.“ 
Die Verſammlung horte die Verleſung dieſes auffal⸗ 

lenden Aktenſtücks ziemlich ruhig an. Der Eindruck 
war aber um ſo tiefer. Wir können ihn nicht beſſer 
darſtellen, als indem wir einen kurzen Auszug aus 
ben bedeutendſten Blättern der verſchiedenen Parteien 
geben. — Der heutige „Moniteur” bringt in einem 
Supplimente, das erſt Nachmittags erſchien, bereits die 
amtliche Ernennung der neuen Miniſter: 

Herr v. Rayneval (Sohn des berühmten Diplo⸗ 

maten) Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten, 

Herr v. Hautpoul (Neffe des Generals, der bei 
der Schlacht von Eplau fiel) Kriegsminiſter, 

Herr Ferdinand Barrot (jüngſter Bruder des bis⸗ 
herigen Miniſters, bisher Sekretär des Präſiden⸗ 
ten) Miniſter des Innern, 

Herr Rouher (Advokat zu Riom und obſcures Mit⸗ 
glied der Nat.⸗Verſ.) Juſtizminiſter, 5 

Herr Bine au (Bergwerksingenieur, ſonſt wie der 
vor.) Miniſter der öffentlichen Arbeiten, 

Herr Parieu (genau wie Riom) Minifter des Un⸗ 

terrichts und des Cultus, R , 

Herr Dumas (der berühmte Chemiker) Miniſter des 
Ackerbaues und Handels; N 
Herr Achille Fould (der bekannte Bankier) Finanz⸗ 

miniſter, - 

Herr Contre⸗Admiral Romain⸗Desfoſſes, Ma⸗ 
neminiſter. a 

General Hautpoul beſorgt interimiſtiſch auch die aus⸗ 

wärtigen Angelegenheiten. Alle neuen Miniſter find 
aus dem zweiten oder dritten Rang der politiſchen Var⸗ 
teien genommen; doch gehören fie meiſt der Majorität 
der Nationalverſammlung an. — Der Präfident Lud⸗ 
teig Nopoteon hatte geſtern alle bisherige Minifter im 
El „ ſammelt. Nur Herr Dpilon » Barrot war 
du lein verhindert, zu erſcheinen. Man bes 
gaan u. des Nothwendigkeit, einen Nachfolger für 
Herrn Falloux zu ſuchen, als Herr Ludwig Napoleon, 
neben vielen Artigkeiten für die Minifter, ihnen erklärte, 


das Kabinet habe nicht Unabhänigkeit genug haben einige hitzige Köpfe der Rechten verlangt, 
Verſammlung de⸗ Kabinet und der Präſident möchten in Anklageſtand 
die Langſamkeit bei den | verfegt werden. Gewiß ift einftweilen, daß die Führer 
Verwaltungs⸗ und der Rechten überein gekommen ſind, ihren Eifer zu 
damit, daß alſo mäßigen und abzuwarten. 
zwiſchen ihm, dem Interpellation über die Urſachen des Sturzes des 
feinen Minifter ber Kabinets iſt daher auch vorläufig underückſichtigt ges 
der Präſident blieben. — Die öffentliche Stimmung iſt heute eine 


gegenüber der National⸗ 
währt. Er beklagte ſich über 
Veränderungen im Perſonal der 
der diplomatiſchen Beamten und ſchloß 
keine genügende Uebereinſtimmung 
Chef der ausübenden Gewalt und 
ſtehe. — Die Miniſter erklärten hierauf, 
könne Miniſter wählen, wie ihm beliebe, da fie aber 
ſich bewußt ſeien, ihre Pflichten treu und lopal erfüllt 
zu haben, fo könnten fie, beſonders nach dem leg: 
ten Votum der Majorität, ihre Entlaſſung nicht 
an bieten. — Hierauf erwiederte Ludwig Napoleon kurz 
ab, ſie beſäßen ſein Vertrauen nicht mehr, 
und er habe die Abſicht, andere Perſonen in ſein Mi⸗ 
niſterium zu berufen. So geſchah es denn auch. — 
An Parteiführer ſcheint der Präſident der Republilk 
ſich für die Bildung des neuen Kabinets gar nicht ge⸗ 
wandt zu haben. Herr Caſimir Perrier (Sohn) und 
Herr v. Flavigny haben das angetragene Portefeuille 
des Auswärtigen abgelehnt und der junge Hr. v. Ray⸗ 
neval, welcher dafür ernannt iſt, bekleidet gegenwärtig 
den Poſten eines franzöſiſchen Geſandten in Neapel. 
>< Paris, 2. Novbr. [National⸗Verſamm⸗ 
lung. — Das Programm des neuen Mini: 
ſteriums. — Die öffentliche Stimmung. — 
Vermiſchtes.] Eine große Senſatien herrſchte heute 
in der Verſammlung, als die neuen Miniſter in die⸗ 
ſelbe eintraten. Der Kriegsminiſter, General v. Haut⸗ 
poul, beſtieg unter allgemeiner Aufmerkſamkeit die 
Tribüne und entwickelte das Programm des Kabinets 
in folgender Weiſe: „Meine Herren, das in der 
Botſchaft des Herrn Präſidenten der Republik enthal⸗ 
tene Programm iſt deutlich genug formulirt, um die 
Politik, welche zu befolgen er uns berufen hat, ganz 
unzweideutig hinzuſtellen. Es wird uns gewiß nicht 
verhindert ſein, in den Handlungen des uns vorange⸗ 
gangenen Kabinets mehr als ein rühmliches Beiſpiel 
rühmlicher Hingebung an das Land und einer erha⸗ 
benen Intelligenz zu ſuchen. In der uns gebotenen 
Situation müſſen alle individuellen Sympathien ſchwei⸗ 
gen, oder ſich vielmehr in der Anhänglichkeit zu einem 
glänzenden und feierlichen Zeugniß der Freundſchaft 
und der Erkenntlichkeit unterordnen. Die Zukunft 
wurde uns gezeigt; wir ſind von der Nothwendigkeit 
überzeugt worden, vorſorglich zu ſein. Das neue 
Kabinet, unſere Antecedentien beurkunden 
uns zur Genüge, iſt nicht gegen die Majo⸗ 
rität dieſer Verſammlung gebildet; es ent⸗ 
wickelt im Gegentheil mit Energie ihre zugeſtandenen 
Prinzipien; es hat und kann keine anderen haben. 
Es muß die Einigung aller Nüancen in einer einzigen 
Partei erhalten werden, um die Frankreichs zu retten. 
Man wird dahin gelangen durch die Einheit der An⸗ 
ſichten, durch das Vertrauen auf die Kraft der am 
10. Dezember erwählten Gewalt, geſtützt auf die Ma⸗ 
jorität dieſer Verſammlung. Endlich durch das im 
Geiſte der Staatsbeamten überall erweckte gebieteriſche 
Gefühl der Pflicht. Das Oberhaupt der Regierung 
hat uns aufgefordert, mit ihm zur Erreichung dieſes 
Zieles zu wirken, indem er nach ſeinem wohlverſtan⸗ 
denen Rechte, in dieſer ſchwierigen und patrlotiſchen 
Anſtrengung, feine Verantwortlichkeit neben die unſrige 
ſtellt. — Frieden nach Außen, garantirt durch 
die Würde, welche Frankreich geziemt, energiſche 
und dauernde Auftechterhaltung der Ordnung 
im Innern, eine mehr als jemals wachſame 
Verwaltung, Oekonomie in den Finanzen des 


Staats; dies iſt das Programm, welches uns die 
Intereſſen des Landes, das Vertrauen biefer Verſamm⸗ 


lung und die perſönliche Ueberzeugung des Staats⸗ 
oberhauptes zu gleicher Zeit diktiren. — An die Spitze 
unſerer Pflichten ſetzen wir den Schutz der Arbeit auf 
allen Stufen und in allen Formen; wir wollen, daß 
der Landmann und der Arbeiter, mehr und mehr über 
die Zukunft beruhigt, endlich das Vertrauen vollftän- 
dig wiederfinden, welches zu erwachen beginnt. — 
Aber wir wollen auch, daß dieſe Sicherheit ſich in 
allen andern Regionen der Geſellſchaft verbreite, da⸗ 
ſelbſt die Arbeiten der Intelligenz belebe und dem 
Glücke und dem Kredit eine ſeit lange verſtopfte 
Quelle wieder eröffne. — Indem das Kabinet die 
Laſt der Geſchäfte, die es nicht geſucht hat, übernimmt, 
glaubt es auf Ihr Vertrauen und Ihre Unterſtützung 
rechnen zu dürfen; Ihr echabener Verſtand und Ihr 
Patriotismus geben uns dieſes Recht.“ — Wie Sie 
ſehen, iſt dieſes Programm nichts weiter, als eine 
Art Paraphraſe von der Botſchaft des Präſidenten, 
und es iſt im Ganzen nicht ſchlecht aufgenommen 
worden. Außer den Ungeduldigen in den verſchiedenen 
Lagern ſcheinen die Parteien ſich auf der Exſpektative 
halten und die Handlungen des Kabinets abwarten 
zu wollen. Die Linke zeigte ſich indeß mehr zur 
Feindseligkeit geneigt als die Rechte, was ſich durch 
die Erklärung des Generals Hautpoul Betreffs der 
Aufrechterhaltung der Ordnung erklärte. Was die 
Majorität anbelangt, ſo ſcheint fie nicht abgeneigt, 
das Kabinet zu unterſtützen, vielleicht ein wenig aus 
Furcht, der Präſident möchte ſich, im Faue fie Wider⸗ 
fand leiſtete, auf die Linke ſtützen. Nichtsdeſtoweniger 
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viel ruhigere als geſtern. Geſtern war man erſtaunt, 
überraſcht, heute iſt man ſchon nur neugierig. Geſtern lachte 
der Berg laut auf, heute iſt er ſehr ernſt. Geſtern frag⸗ 
ten ſich die Legitimiſten, ob denn der Präſident bei ge⸗ 
ſunder Vernunft wäre, das für Heinrich V. entſchie⸗ 
dene Land provoziren zu wollen; heute ſehen ſie, daß 
Paris ruhig iſt, und daß die Promenaden mit fried⸗ 
fertigen Menſchen angefüllt ſind, die das ſchöne Wet⸗ 
ter genießen wollen; heute fangen die Legitimiſten an 
nachzudenken. Was die Konſervativen anbelangt lich 
verſtehe unter dieſem Namen die Orleaniſten und jene 
zahlreiche Fraktion der Gemäßigten, die ſich für jedes 
Gouvernement erklären, das die Deviſe „Freiheit und 
öffentliche Ordnung“ führt), dieſe Konſervativen waren 
geſtern zur Indignation gereizt, heute aber beruhigen 
ſie ſich ſchon und wiederholen mit dem Publikum: 
„Wir wollen ſehen, was es werden wird, und da gute 
Abſichten angekündigt werden, ſo wollen wir kein Hin⸗ 
derniß entgegenſetzen.“ — v. Molé und Thiers 
weiß man, daß ſie keine Oppoſition machen werden. 
Ueber General Chargarnier herrſchen einige Beſorg⸗ 
niſſe. Man weiß nicht recht, ob er bei der Bildung 
des neuen Kabinets zu Rathe gezogen worden iſt oder 
nicht. Und was denkt Herr v. Rothſchild? Das 
iſt eine wichtige Frage. Rothſchild war heute früh 
im Eiyfee, wohin er geladen worden war. Nach einer 
langen Unterredung ſoll er ſehr beruhigt weggegangen 
ſein, und dieſes Gerücht hat an der Börſe ſehr ver⸗ 
ſöhnlich gewirkt. — Wie die Majorität von dem neuen 
Kabinet denkt, mögen Sie aus folgender Aeußerung eines 
Mitgliedes derſelben entnehmen: „Die neuen Minifter 
ſehen aus, als wollten ſie ſagen: vergebt uns nur die⸗ 
ſes Mal; wir ſind Miniſter, aber wir werden es 
nicht mehr thun.“ — Dem Präſidenten werden von 
gut unterrichteten Perſonen ſehr entſchiedene Aeußerun⸗ 
gen in den Mund gelegt: So z. B.: „Endlich wer⸗ 
den wir die Verfaſſung frei ausführen; man hielt ſich 
bis jetzt immer an den alten Konſtitutionalismus, und 
wollte nicht begreifen, daß der Präſident verantwortlich 
iſt, und daher auch an den 
muß.“ 
es auch. Ich will keine papierenen Miniſter mehr, 
die weder Energie noch Willen haben. Meine Minis 
ſter werden wenig ſprechen, es ſei! aber ſie werden han⸗ 
deln. Es wären nur Commis, ſagen die rothen 
Journale. Was thuts? Wenn es thätige Commis 
ſind, ſo wird ſich das Land dabei wohl befinden.“ — 
Für den Fall, daß Herr v. Rayneval das Miniſterium 
des Aeußern ablehnen ſollte, iſt Herr von der Moskwa 
dafür beſtimmt. — Geſtern Abend war Aufnahme bei 
dem Präſidenten, und es überraſchte ein wenig, keinen 
der neuen Miniſter in der Geſellſchaft zu ſe⸗ 
hen. Daß keiner der Entlaſſenen zugegen war, 
verſteht ſich von ſelbſt. Dagegen war das diploma: 
tiſche Korps, mit Ausnahme des päpſtlichen Nun⸗ 
tius vollkommen anweſend. O dilon Barot ſcheint 
tief verletzt. Der Präſident wollte ihn zum Großkreuz 
der Ehrenlegion ernennen, und es ſind zu dieſem Zwecke 
in der verfloſſenen Nacht fünf ſucceſſive Ordonnanzen 
angefertigt worden, die Odilon Barrot, da er noch 
nicht einmal Ritter der Ehrenlegion iſt, gleichzeitig zum 
Ritter, Offizier, rmmandeut, Groß:Dffisier und Groß⸗ 
kreuz machen ſollten. Der Präfivent wollte die Or⸗ 
donnanzen unterzeichnen. Odilon Barrot lehnte die Core 
jedoch in einem ſehr würdigen Schreiben ab. — Der 
Seinepräfekt zeigte heute dem Präſidenten an, daß er 
die Vorſtädte und mehrere Ateliers beſucht, und daß 
das Manifeſt des Präſidenten daſelbſt den beſten Effekt 
hervorgebracht habe. 


4 y d DAN BEE IL IRFRTTTETIETRENEN 


Lokales und Provinzielles. 


— 
Sitzung der Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung am 1. Novbr. 

Vorſitzender Dr. Grätzer. Anweſend 102 Mitglieder 
der Verſammlung. Das Protokoll der vorigen Sitzung 
wird verleſen und genehmigi. Ein Reviſions⸗Bericht der 
Forſt⸗ ond Oekonomie⸗Deputation über die Verwaltung des 
Kämmereigutes Riemberg wird im Bi eau der Verſamm⸗ 
lung zur näheren Einſicht für die Mitglieder ausgelegt. 
Der Bericht ſpricht ſich im Allgemeinen befriedigend über 
die Acker⸗ und Forſt⸗Wirthſchaft aus. Ueber die Ziegelei⸗ 
Verwaltung iſt ein beſonderer Bericht verheißen. 

Verpachtungen, Die Eisgrube Nr. 1 auf der Burg⸗ 
baſtion wird dem Wildpre händler Herrn Adler für ſein 
im Licitationstermine abgegebenes Gebot von 50 Thalern 
auf die nächſten zwei Jahre, und die Obſtnusung des Obſt⸗ 

tens bei der Förſterel zu Riemberg dem dortigen För⸗ 

er Klee, gegen ein durch mehrjährige Fraktion ermittel⸗ 
tes mit jährlich 40 Thalern firirtes Pachtgeld, in Pacht 


überlaſſen. 
fl orſt⸗ und Oekonomie⸗Deputation aus⸗ 


Auf einen von der 
gegangenen, vom Magiſtrate gebilligten, Vorſchlag, genehmigt 


das 


Handlungen nehmen eid 
Ferner: „Das Land will regiert fein, es fou |. Mit der 


die Stadtverordneten⸗Verſammlung, daß dem Generalpäch⸗ 
ter Oberamtmann Hrn. Chriſten zu Riemberg von dem 
dortigen Forſt eine Parzelle im Flächenraume von 20 Mor⸗ 
gen als Weideland, für jährlich 20 Thaler, verpachtet werde 
mit der Bedingung, die Parzelle zu jeder Zeit unweigerlich 
— abzutreten, ſobald dies von dem Verpächter verlangt 
e. 1 
Wahlen. Zum Vorſteber des Neuenweltbezirks wurde 
der Steinmegmeifter Hr. Pauſenberger, zu feinem Stell: 
vertreter der Seifenſiedermeiſter Hr. Käſtner und zum Siells 
vertreter des Vorſtehers im Steben⸗Kurfürſten⸗Bezirk der 
Brauermeiſter Hr. Thomas gewählt. 
20 bwin dungen: Die Bewilligung des Honorars von 
Thpalern monatlich für die Anfertigung der Breslauer 
Chronik wurde auf weitere ſechs Monate verlängert. 

Verſchiedenes. Hr. Stadtrath Ludewig erklärte in 
einem an die Verſamm ung gerichteten Schreiben, daß die 
ihm allein obliegende Sorge für die Erziehung ſeiner mut⸗ 
terloſen Kinder und die in der legten Zeit durch viele be⸗ 
troffene widrige Schickſale ſehr erſchütterte Geſundheit es 
dringend erforderten, feine Thätigkeit, welche durch faſt 20 
Jahre ununterbrochen den Stadt Angelegenheiten gewidmet 
geweſen fer, feinem eigenen umfangreichen Hausſtande wies 
der zuzuwenden. Er gede daher das ihm übertragene Amt 
eines unbeſoldeten Rathes hieſiger Stadt in die Hand ſeiner 
Wähler zurück und ſcheide aus dem letzten feiner vielen 
Stadtämter mit dem Bewußtſein, für jedes derſelben ſtets 
nach Kräften thätig geweſen zu ſein und immer das Wohl 
* Stadt, niemals den eigenen Vortheil beabſichtigt zu 
haben. 

Herr Juſtizrath Gräff referirte hierauf über die be⸗ 
kannte Angelegenheit des Stadtraths Hrn. Ludewig im 
Namen der Kommiſſion, welche mit der Prüfung und Bes 
gutachtung der Sache beauftragt worden war. Dem erſten 
Theile des Gutsachtens (ſ. Beilage sub D.) “) betreffend die 
principielle Frage über die Geheimhaltung der in geheimer 
Sitzung gefaßten Beſchlüſſe trat die Stadtverordneten⸗Ver⸗ 
ſammlung ohne weitere Diskuſſion bei. 

In Betreff der Frage, ob dem Antrage des Hrn. Luder 
wig in feiner Vertheidigungsſchrift vom 23. Oktober ſtatt⸗ 
zugeben fei? ſchickte Referent voraus, daß bei der Berathung 
darüber eine Einſtimmigkeit der Kommiſſion nicht zu errei⸗ 
chen geweſen wäre. Er trug hierauf die in der Beilage 
unter A. B. C. ) aufgeführten Mittheilungen und ſchließlich 
den auf die obige Frage bezüglichen zweiten Abſchnitt des 
Kommiſſions⸗Gutachtens vor. 

Zur Erläuterung des Referats führte der Redner an: 
Die Kommiſſion ſei fid bewußt, daß fie ſich, fo wie jetzt 
jedes Mitglied der Verſammlung ſelbſt, in der Lage eines 
Geſchworenen befinde, der nach dem Eindrucke des Thatbe⸗ 
ſtandes und der Vertheidigung nach ſeinem beſten Wiſſen 

und nach feiner indiwi⸗ 


niederträchtige, die Verachtung der Mitbürger nach ſich zie⸗ 
hende, Handlungsweiſe vorliege. Im vorliegenden Falle 
würde dies nur angenommen werden können, wenn Hr. Stadtr. 
Ludewig, gegen ſeine beſſere Ueberzeugung, in der Abſicht, 
der Kommune Nachtheil zu bereiten, jenen Schmähartikel ver⸗ 
anlaßt, mithin ſeine Verſicherung, daß er die intendirte Vermeh⸗ 
rung des Bankfonds und den Austauſch der den Stiftungen, 
Kirchen und Schulen gehörigen Geldpapiere für verderblich 
halte, eine falſche ſei. Dieſe Ueberzeugung habe die Mino⸗ 
rität, in Berückſichtigung der ſaſt zwanzigjährigen Wirk⸗ 
ſamkeit des Herrn Ludewig in der Kommunal⸗Verwaltung 
nicht faſſen können und des halb geglaubt, ſich fo ausſprechen 
zu müſſen, wie es in ihrem motivirten Vorſchlage geſche⸗ 


hen ſei. 5 

Dieſen Vorſchlag nahm Herr Gräff nunmehr auf, machte 
ihn zu feinem Antrage mit dem Verlangen, daß die Ver⸗ 
ſammlung darüber beſchließen möge. 

Darauf nahmen mehrere Redner das Wort und äußerten 
ſich etwa in folgender Weiſe: 

Herr Krug. Das Verfahren des Stadtraths Herrn 
eudewig hat die Kommiſſion, ziniimmig gemißbilligt; die 
Majerikät glaubte deshalb bee Xnſicht nicht erſt motioiren 
zu dürfen, denn die Mantfeſtation der Verſammlung in der 
Sieung am 18. Oktober gegen den unbekannten Veranlaffer 
dre Schmäbartikels war nichts anderes, als der Ausdruck 
der gerechten Indignation des im höchſten Grade gekränkten 
Gefühls. Es wird von der Rücknahme eines Beſchluſſes 
gegen Herrn Ludewig geſproch en, ein ſolcher Beſchluß exiſtirt 
aber nicht, ſondern nur eine Erklärung gegen den am 18. 
Oktober unbekannten Veranlaſſer des Artikels und dieſe Er⸗ 
klärung von der ganzen Verſammlung, mit Ausnahme von 
zwei Mitgliedern, ausgeſprochen, iſt eine Thatſache, die ſich 
nicht zurücknehmen läßt, auch nachdem Herr Ludewig ſich 
als den Beranlaſſer jenes Artikels genannt hat. 

Herr Locſtädt. Der Vorredner hat ganz richtig bes 
merkt, daß die Kommiſſion in ihrer Geſammtheit das Ver⸗ 
fahren des Herrn Ludewig getadelt, ſie fühlte, daß darin 
eine durchaus unwürdige Handlung liegt und von dieſem 
Gefühl geleitet, vermochte die Majorität nicht für die Rück⸗ 
nahme des Ausſpruches vom 18. Oktober zu flimmen, 

Herr Burghart. Die Handlungsweiſe des Henn Lu⸗ 

dewig läßt ſich nicht billigen. Wenn man inde Ferückſich⸗ 
tigt, daß Herr Ludewig durch eine faſt zwanzieh bude Wirk⸗ 
ſamkeit in der Kommunal⸗Verwaltung ſich ug nn eitbar Ver⸗ 
dienſte um die Stadt erworben, daß er En r das Beſte 
der Kommune gewollt, ſo könne man 8e Bert vorliegenden 
Faktum, im Hinblick auf das bpistengun erg und b. i 
| der abgegebenen ausdrücklichen Van ziehen es Herrn Lu⸗ 
dewig doch nicht die Schluflelgen Bemeſnweſeollen, daß es 
in ſeiner Abſicht gelegen habe, Thellag nweſen zu ſchaden. 
Ene mildere Beurtheilung — 5 könne derſcheine deshalb 
gerechtfertigt und er (dee eder Mi une der Verſammlung 
nur anempfehlen dle Anſicht norität zu der ihrigen 
zu machen. 


In demſelden Sinne ſprachen die Herren Worthmann, 


nd Laſſal. 
Rösler un Jortſedung in der zweiten Beilage.“) 


— 
Wir werden dieſe f 
er Fenet Ay) Beilagen im Laufe der 1 Tage 
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Fortſetzung.) 

Herr Siebig. Es hat den Anſchein, als folle wegen der 
Perſon des nunmehr gekannten Veranlaſſers des Schmähar⸗ 
tikels, beſondere Rückſicht genommen werden. Bei der Be⸗ 
urtheilung einer Handlung kann es aber nicht darauf ankom⸗ 
men, ob der, welcher ſie begangen, hoch oder niedrig ſteht, 
arm oder reich iſt, Rang und Titel beſitzt oder nicht, ſon⸗ 
dern auf den Charakter der Handlung kommt es an. Wird 
dieſelbe, wie im vorliegenden Falle, als eine unwürdige er⸗ 
kannt, ſo muß man ſie als ſolche ohne Anſehen der Perſon 
auch hinſtellen und richten, denn das fordert die Gerechtig⸗ 
keit. Für ſeinen Theil könne er nicht in die Rücknahme der 
Erklärung vom 18, Oktober willigen. 2 

Herr Linderer. Betrachtet man den Schmähartikel ſei⸗ 
nem Inhalte, ſeiner Faſſung und Zuſammenſtellung nach 
näher, ſo läßt ſich eine böswillige Abſicht nicht verkennen. 
Man ziehe nur in Erwägung, daß darin ein Hauptpunkt 
des Beſchluſſes vom 11. Oktober, nämlich das freie Ueber⸗ 
einkommen mit den Vorſtänden der Stiftungen, Kirchen und 
Schulen ganz übergangen, daß der Punkt in Betreff der Völkerſchen 
Remuneration entſtellt vorgetragen iſt, daß Thatſachen in 
den Artikel verflochten ſind, wie Gehalte und Tantiemen 
gewiſſer Beamten, die zu dem eigentlichen Gegenſtande des 
Beſchluſſes in gar keiner Beziehung ſtehen. Wozu dies al⸗ 
les angeführt worden ſein ſollte, ließe ſich gar nicht begrei⸗ 
fen, wenn es nicht eben geſchehen wäre, um Gehäſſigkeiten 
daran knüpfen zu können. 

Herr Beyer II. Man hat an das Gefühl der Verſamm⸗ 
lung appellirt. Meine aus Anlaß des Schmähartikels in 
der Sitzung am 18. Oktober ausgeſprochene Neußerung, daß 
der Veranlaſſer jenes Artikels unwürdig ſei einer der beiden 
ſtädtiſchen Behörden noch länger anzugehören, war nicht 
Sache des Gefühls, ſondern Sache des kalten nüchternen 
Verſtandes, und als die Verſammlung in ihrer Geſammtheit 
bis auf zwei Mitglieder ſich erhob, um dadurch meiner Neu⸗ 
ßerung ihre Zuſtimmung zu geben, fo geſchah dies nicht aus 
einer Gefühls aufwallung, ſondern nach ruhiger und reiflicher 
Ueberlegung. Die Sachlage iſt gegenwärtig keine andere 
wie damals und daher kein Grund vorhanden, von der Er⸗ 
klärung am 18. Oktober abzugehen. i 
4 urde nunmehr der Schluß der Debatte beantragt. 
— Snteiben nahe noch Herr Gräff als Referent das 
Wort. Es iſt geſagt worden, es liegt kein Beſchluß gegen 
den Stadtrath Herrn Ludewig, ſondern nur eine zur 
Thatſache gewordene Erklärung vor, die ſich nicht zu⸗ 
rücknehmen laſſe. Dies iſt unrichtig; möge man die 
Manifeſtation vom 18. Oktober, Erklärung, Aeuße⸗ 
rung, oder wie man wolle, nennen, ſo erſcheint ſie als ein 
Richterſpruch, der ohne Anhörung des Verurtheilten gefällt 
worden. Nachdem dieſer ſich geftellt, kann man die Perſon 
nicht mehr von der Sache bei der Erwägung trennen, ob 
ihrer Handlungsweiſe das Motiv unterlegt werden kann, 
ohne welches der Ausſpruch als ein nicht gerechtfertigter 


erſcheine. Nur in ſo weit iſt von mir und den übrigen 
Mitgliedern der Minorität die Perſönlichkeit des Herrn 
Ludewig berückſichtigt worden. Man hat ferner jene Erklä⸗ 
rung Sache des Gefühls, auch Sache des kalten nüchternen 
Verſtandes genannt. Ich gebe zu erwägen, daß es ſich ge⸗ 
genwärtig weder um eine Sache des Gefühls, noch um 
eine Sache des bloßen Verſtandes, ſondern um eine Sache 
des Gewiſſens handelt, wobei ein Jeder es mit ſich abzu⸗ 
machen hat, für welche Anſicht er ſtimmen wolle. 

Der Vorſitzende brachte hierauf den Antrag des Stadt⸗ 
raths Herrn Ludewig in ſeiner Vertheidigungsſchrift vom 
23. Oktober, mithin die unbedingte Rücknahme der am 
18. Oktober abgegebenen Erklärung, zunächſt zur Abſtim⸗ 
mung. Für denſelben erhoben ſich einige zwanzig Mitglie⸗ 
der der Verſammlung. Es war mithin keine Majorität 
vorhanden. Dann kam der zum Antrage erhobene moti- 
virte Vorſchlag der Minorität der Kommiſſion, wie er in 
dem Gutachten vom 29. Oktober verzeichnet iſt, zur Ab⸗ 
ſtimmung. Das Reſultat derſelben war, daß ſich von den 
anweſenden Mitgliedern 63 für dieſen Vorſchlag erhoben, 
wodurch derſelbe Beſchluß der Verſammlung wurde. 

Gegen dieſen Beſchluß erklärten ihren Widerſpruch zu 
Protokoll die Herren: 

Beyer II., Buſch, Lockſtädt, Neumann, Klatt, Abel, 
Sonnenberg, Linderer, Köhler II., Müller II., Jung⸗ 
mann, Hipauf, Herlth, Kliche, Schüller, Grunow, Oſſig, 
Cholewa, Schablin, Brachmann, Schadow, Sturm, 
Helbig, Schneider II., Hannemann, Meyer, Hennig I., 
Langer, Moritz, Siebig, Baier I., Decker, Kretſchmer, 
Becker und Winkler. 
Die Redaktions⸗Kommiſſion der Stadtverordneten. 
Dr. Grätzer. Krug. Laube. 


§ Breslau, 5. Novbr. [Ehren⸗Diplom.] Vor⸗ 
geſtern reiſte eine aus den Sattlermeiſtern Erpf, 
Linke und Bracht beſtehende Deputation von hier 
nach Berlin ab, um dem Miniſter des Handels und 
der Gewerbe, Herrn v. d. Heydt, das Ehren-Mit⸗ 
glieds⸗Diplom der hieſigen Sattlerinnung zu 
überreichen. Der Miniſter ſoll auf die Anfrage eines 
unſerer Kammerdeputirten die Annahme des Diploms 
bereits zugeſagt haben. Das Diplom iſt aufs Glän⸗ 
zendſte ausgeſtattet und ein wahres Meiſterſtück der Li⸗ 
thographie. 

§ Breslau, 5. Novbr. (Von der Univerſi⸗ 
tät.] Ein Anſchlag am ſchwarzen Brett zeigt an, daß 
die Meldung der Studirenden zu den Vorleſungen in 
dieſem Semeſter höchſtens bis zum 1. Dezember d. J. 


ſtattfinden kann, dagegen die Geſuche um Stundung 


der Kollegienhonorare bis zum 15. Novbr. auf der 
Quäſtur abgegeben ſein müſſen. — Durch einen an⸗ 
deren Anſchlag meldet Herr Profeſſor Kutzen, daß er 
aus feiner Stellung an der hieſigen Univerſität baldigft 
ſcheiden und daher die für das Winterſemeſter ange⸗ 
kündigten Vorleſungen nicht erſt beginnen werde. Wir 
verlieren an Herrn Kutzen einen der tüchtigſten Geo⸗ 
graphen unſerer Hochſchule. 


Ratibor, 4. Novbr. [Vermiſchte Nach⸗ 
richten. Geſtern Abend wurde von den Richtern 
des hieſigen Appellationshofes und des Kreisgerichts 
dem Dr. v. Möller, interim. Chef = Präfident des 
Appellationshofes ein Abendbrot gegeben, um dadurch 
fein zu vorkommendes, freundliches Weſen zu ehren. 
Es ſoll recht gemüthlich zugegangen ſein. — Heute 
kehrte die Stammkompagnie des Gr.⸗Strehlitzer Land⸗ 
wehr⸗Bataillons von Koſel kommend hierher wieder zu⸗ 
rück und wird einſtweilen hier verbleiben. — Morgen 
iſt der Geburtstag des Hrn. Präſidenten v. Kirch⸗ 
mann, und feine vielen Freunde und Verehrer tref— 
fen manche Anſtalten, um ihn an dem feſtlichen Tage 
zu erfreuen. — Die Chauſſee nach Troppau iſt 
nicht fertig geworden, daher muß die alte Straße in 
Stand geſetzt werden, um auf dieſer nach der Nach⸗ 
barſtadt gelangen zu können. 

— EEE EEE NEST KEN ZUR ZEN NEERNENG EINERZEEEGEREN 


Inſerate. 


Die Auktion verfallener Pfänder im hieſigen 
Stadt⸗Leihamt wird den 
ten und Sten d. M. früh von 9 bis 12 
und Nachmittags von 2 bis 4 Uhr 
fotgeſetzt. 
Breslau, den 1. November 1849. 

Der Magiſtrat hieſiger Haupt⸗ und Reſidenz⸗Stadt. 
Konſtitutionelle Bürger ⸗Reſſource. 
Um der Ueberfüllung der Winter- Conzerte abzuhel⸗ 

fen, werden nach dem Beſchluſſe der Geſellſchaft vom 
7. November d. J. ab auf die Familien = Karte nur 
zwei Familienglieder eingelaſſen werden. Auch 
iſt Kindern unter 14 Jahren der Eintritt in die Win⸗ 
ter⸗Konzerte fortan unterſagt. Der Vorſtand. 
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inst ar N eee 
ag. e Vorſtellung 
* + 90 Vorſtellungen. ai Fauſt.““ Große 


Oper in 3 Akten, Muſik von L. Spohr. 
Mittwoch. 34ſte Vorſtellung des Abonnements 
von 70 Vorſtellungen. Zum 2ten Male: 
„Martin der Findling.“ Dramati⸗ 
ſches Gemälde in 5 Abtheilungen und 7 
Akten, nach dem Franzöſiſchen des Eugen 
Sue frei bearbeitet von Ludwig Meyer. 
Verlobungs⸗Anzeige. f 
Die ſtattgefundene Verlobung unſerer Toch⸗ 
ter Emilie mit dem königl. Kreisgerichts⸗ 
Salarien⸗Kaſſen⸗Kontroleur Herrn Jänel zu 
alkenberg, beehren wir uns Verwandten und 
Freunden ergebenſt anzuzeigen. 
Thiergarten bei Falkenberg, 
den 4. Novbr. 1849. 
Warzech a, Revierförſter, nebſt Frau. 


Verlobungs „Anzeige. 

Die am geſtrigen Tage vollzogene Verlo⸗ 
bung meiner älteſten Tochter Ortilte, mit 
dem Güter-Erpedient Hrn. Ferd. Moniac, 
55 ich, ſtatt beſonderer Meldung, erge⸗ 

an. 


en 
Breslau, den 5. Novbr. 1849, 
W. Rückart, Hauptm. a. D. 


Berlobungs⸗Anzeige. 
(Statt beſonderer Meldung.) 
Als Verlobte empfehlen ſich: 
Adelheid Simmel, 
Abraham Manaſſe. 
Breslau, den 6. November 1849. 


Als Neuvermählte empfehlen ſich: 
J. Wechſelmann. 
Amalie Wechſelmann, 


j eb. Landsb ; 
Ratibor, den 20. Oktober 1840. 


Entbindungs⸗Anzelge. 

Die heute Nachmittag um halb 4 Uhr 
gläcklich erfolgte Entbindung meiner ge⸗ 
liebten Frau, Pauline, geb. Martwich, 
von einem geſunden, muntern Knaben, 
beehre ich mich ergebenſt anzuzeigen. 

eſtenberg, den 2. Nov. 1849. 
2 Eduard Dittrich. 


5 Entbindungs⸗Anzeige. 
met am 2. b. erfolgte glückliche Entbindung 
rap geliebten Frau mit einem gefunden 
Freun mache ich allen Verwandten und 
Obe en hiermit ergebenſt bekannt. 
de Weiſtrie bet Schweidnitz, 
en 3. November 1849, 
Gerlach, Mühlen⸗Inſpektor. 


\ 
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1 
aber glückliche Entbindung e de 
Frau Amalie, geb. Fiedler, von einem 
muntern Knaben, zeige ich hiermit erge⸗ 
benſt an. 

Guttentag, den 3. Novbr. 1849. 

S. Eisner. 
Todes- Anzeige, 

Mit ſchwer betrübtem an erfüllen wir 
die traurige Pflicht, den in der Nacht vom 
1. zum 2. d. M. nach kurzen Leiden an der 
Cholera zu Glatz erfolgten Tod unſeres in 
nig geliebten Vaters und Schwiegervaters, des 
königl. Majors a. D., Herrn Fritz v. Maltitz, 
allen lieben Verwandten und Bekannten mit 
der Bitte um ſtille Theilnahme, ſtatt beſon⸗ 
derer Meldung, hiermit ergebenſt anzuzeigen. 

Breslau, den 4. November 1849. 

Ida v. Leisziger, geb. v. Maltitz, 
als einzige Tochter. 
Heinrich v. Leipziger, 
als Schwiegerſohn. 


Todes⸗ Anzeige. 

Heute Morgen 9 uhr verſchied im 64. Le⸗ 
bensjahre nach langjährigen Leberleiden an 
hinzugetretener Waſſerſucht unſer geliebter 
Gatte und Vater, der Zahnkünſtler Franz 
Olbrich, was wir, um ſtille Theilnahme 
bittend, tiefbetrübt anzeigen. 

Glaz, den 3. November 1849. 

Johanna Olbrich, geb. Erber, 
als Gattin. 
Edm. Olbrich, Zahnkünſtler,) 
Hugo Olbrich, Zahnkünſtler, 
Louis Olbrich, Lehrer, 
Marie Olbrich, 


Todes⸗Anzeige. \ 
Nach dem unerforſchlichen Rathſchluſſe des 
Allerhöchſten beſchloß heute Mittag 12 Uhr, 
nach einem kurzen Krankenlager, mein innigſt 
geliebter Gatte, der Stadtbaurath Henning 
in einem Alter von nur 48 Jahren, feine ir⸗ 
diſche Laufbahn. 4 
Wer den Verewigten gekannt, wird den 
Schmerz ermeſſen, mit welchem ich mit drei 
Kindern am Grabe meines irdiſchen Glückes 
ſtehe und mir ſtilles Beileid nicht verſagen. 
Breslau, den 5. Novbr. 1849. 
Triederike Henning, geb. Hoffleudt. 
Section für Obst- und 
5 Garten- Cultur. 
Mittwoch, den 7. November, Abends 6 Uhr, 
Der Vortrag der eingegangenen Schrift 
über den Obstbau wird fortgesetzt. 


Ich wohne jetzt Herrenſtr. Nr. 28. 
Dr. Mattersdorf. 


als 
Kinder. 


Todes⸗Anzeige. 

Den heute im 67ſten Lebensjahre nach lan⸗ 
gen, ſchweren Leiden erfolgten Tod ihrer ge⸗ 
liebten Mutter, Schwiegermutter und Groß⸗ 
mutter, der verwittweten Frau Friederike 
Franck, geb. Kalkſtein, zeigen hiermit in 
tiefer Betrübniß ergebenſt an: 

die Hinterbliebenen. 
Breslau, den 4. November 1849. 


Steckbrief. 
Der Brauknecht Johann Gottfried Linke 
aus Breslau, der Theilnahme an einem 
Straßenraube verdächtig, iſt, nachdem er ſich 
der Feſſeln entledigt, mit dem eines gewalt⸗ 
ſamen Diebſtahls verdächtigen Tagearbeiter 
Eduard Pohl aus Breslau heute Nacht aus 
dem hieſigen Kreisgefängniß durchgebrochen 
und entflohen. Wir erſuchen dringend, dieſe 
gefährlichen Verbrecher, wo ſie ſich betreffen 
laſſen, feſtnehmen, und unter ſicherem Ge: 
leite geſchloſſen hierher abliefern zu laſſen. 
Die Signalements ſind unten beigefügt. 
Trebnitz, den 4. November 1840. 
Königl. Kreis⸗Gericht. Erſte Abtheilung. 
‚Signalement des Johann Gottfried 
Linke: Geburtsort, Kochern, (Kr. Ohlau); 
Aufenthaltsort, Breslau; Religion, evange⸗ 
ch; Alter, 32 Jahr; Größe, 5 Fuß 3% 
Zoll; Haare, braun; Stirn, gewölbt; Au⸗ 
genbraunen, braun; Augen, braun; Nafe und 
Mund, gewöhnlich; Bart, ſchwarzbraun; 
Zähne, vollſtändig; Kinn und Geſichtsbildung, 
oval; Geſichtsfarbe, geſund; Geſtalt, unter⸗ 
ſetzt; Sprache, deutſch. Bekleidung: 
ſchwarze Beinkleider, ſchwarze Tuchweſte, ein 
Paar lange Stiefeln, eine grüne unterzieh⸗ 
jacke, eine ſchwarze Plüſchmütze. 
Signalement des Eduard Pohl: Ge⸗ 
burtsort, Deutſchjäckel; Aufenthaltsort, Bres⸗ 
lau; Religion, katholiſch; Alter, 30 Jahre; 
Größe, 5 Fuß 4 Zoll; Haare, blond; Stirn, 
frei; Augenbrauen, blond; Augen, blau; 
Naſe und Mund, gewöhnlich; Bart, blond; 
Zähne, mangelhaft; Kinn und Geſichtsbil⸗ 
dung, oval; Geſichtsfarbe, geſund; 
groß und ſchlank; Sprache, deutſch. Be⸗ 
kleidung: einen ſchwarzen Fuchrock und 
Leinwandhoſen, eine ganz dunkelgrüne Tuch⸗ 
weſte, eine ſchwarze Tuchmütze, zweinäthige 
kurze kalblederne Stiefeln. 
— ͤ ͤ em 


Auktions⸗Anzeige. 


Auktions⸗Anzeige. 

Mittwoch den 7. Novbr, d. J. Vormitt. 
11 uhr follen in Nr. 14 u. 15 Junkernſtr. 
(goldne Gans) aus dem Nachlaſſe des Medi⸗ 
zinal⸗Raths Dr. Hanke, 1 Fenſter⸗Chaiſe, 
1 grün lackirte Droſchke nebſt Koffer, 1 werth⸗ 
volle Bockdecke, 1 Paar mit Silber beſchla⸗ 
gene Geſchirre, 1 Satz neue Räder, Pferde⸗ 
decken und verſchiedene Stall-utenſilien, gegen 
baare Zahlung verſteigert werden. 

Breslau, 30. Oktober 1849. 

Hertel, Kommiſſionsrath. 
Avertiſſement. 

Krankheit halber werde ich mein Geſchäft 
als Tuchſcheerer aufgeben und deshalb meine 
Einrichtung an Maſchinen ꝛc. im Werthe 
von 250 Rthlr. verkaufen oder auch verpachten. 
Portofreie Anfragen bin ich vollſtändig zu 
beantworten gern bereit. 

Pleß in Ober⸗Schleſien, d. 5. Novemb. 1849. 

G. Neumann. 


Trachenberger Cantorat. 

Bei der Menge der eingegangenen Meldun⸗ 
gen wird den Herren Bewerbern hierdurch 
mitgetheilt, daß nunmehr, nachdem der Kom⸗ 
petenzſtreit behoben iſt, denen, welchen keine 
Probe hat bewilliget werden können, ihre 
Originalzeugniſſe per Couvert zurückgeſchickt, 
die bloßen Abſchriften aber, zur Erſparung 
des Porto, hier behalten werden. 

Trachenberg, den 1. November 1840. 

Das evangelifche Kirchen⸗Kollegium. 


Für Eltern u. Vormünder. 


Die Wittwe eines höheren Beamten mit 
ihren erwachſenen Toͤchtern iſt erbötig, junge 
Mädchen jedes Alters in Schutz und Pflege 
zu nehmen, und ihnen in weiblichen Ar⸗ 
beiten, ſo wie in allen häuslichen Be⸗ 
ſchäftigungen Anleitung zu geben. 

Nähere Auskunft ertheilt der kgl. Reg.⸗ 

1Sekretair Sander in Breslau, Kupfer⸗ 
ſchmiedeſtr. Nr. 13. 


Verpachtung 


Geſtalt, einer großen Reſtauration, in Mitte der 


Stadt, weiſet ſofort nach 
5 5 Berger, Biſchofsſtr. 7 
Ein ſolider Handlungs⸗Commis von 
auswärts, im Spezerei⸗ u Komptoirgeſchäft 
eingeübt, ſucht unter den beſcheidenſten Be⸗ 
dingungen eine Anſtellung. Näberes ertheilt 
mit Vergnügen der Direktor der Breslauer 


Eine große Partie neue glaſirte Ofenkacheln Handlungsſchule, Karlsſtraße Nr. 33. 


u gehörigen Ecken und Simſen, 
ſel aner h den 8. November 1849, Vor: 
mittags 10 Uhr, in Nr. 36 Schuhbrücke, ge: 
gen ſofortige Zahlung verſteigert werden. 

Breslau, den 4. November 1849, 


nee, 3 1 
g 8 uswa 
empfiehlt d endinng F. Karſch. 


— TR 


Ausserordentliche Preisermässigung. 

Nachſtehende empfehlenswerthe ältere Werke haben wir auf einige Zeit im Preiſe 
bedeutend ermäßigt und können ſolche durch alle Buchhandlungen bezogen werden (in 
Breslau durch A. Schulz u. Comp., Albrechts Str. Nr. 10): 

1 Dr. J. Braun, — 9 2 
Encyklopaͤdie der geſammten Thierheilkunde, 
oder vollſtändiges Real-Wörterbuch 


ſämmtlicher Krankheiten der landwirthſchaftlichen Hausthiere. 
Lexrikon⸗S8. (48 Bogen.) Preis 1 Thlr. 


Dr. I A. Hofmann (Eneyklopädie der Diäthetik.) 
llgemeines Geſundheits⸗Lexikon. 


Ein vollſtändiges Real⸗Wörterbuch des geiſtigen und körperlichen Verhaltens im geſunden 
und kranken Zuſtande für Jedermann ꝛc. Beendet von Dr. J. Braun. 1395 enggedruckte 
zweiſpaltige Seiten in gr. Lexik.⸗Format. (88 Bog.) Preis 1 Thlr. 15 Sgr. 


Dr, und Prof, E. F. K. Noſenmüller, 
Handbuch der bibliſchen Alterthumskunde. 


Ir bis ar Band. Mit 1 Karte und 4 lithogr. Abbildungen in Folio und 3 Kupfertafeln. 
Ir bis Zr Band auch unter dem Titel: die bibliſche Geographie. Ar Band, Iſte und Lte 
Abtheilung: bibliſche Naturgeſchichte. Gr. 8. (174 ½ Bog.) Preis 2 ½¼ Thlr. 


- Dr. und Prof. E. F. K. Roſenmüller, 
Das alte und neue Morgenland, 


oder Erläuterungen der heiligen Schrift aus der natürlichen Beſchaffenheit, den Sagen, 
Sitten und Gebräuchen des Morgenlandes ꝛc. 6 Bde. Gr. 8. (1367, Bg.) Preis 2 Thlr. 
Leipzig. Baumgärtner's Buchhandlung. 


Bücher ⸗ Anzeige. 

In der Schletter ſchen Buchhandlung (H. Boas), Albrechts⸗Straße Nr. 5, find 
antiquariſch vorräthig; 5 

Reichenbachs Converſations⸗Lexikon, 12 Bde. Lwdbd. f. 7 Rihl. Brockhaus'ſches Con⸗ 
verſations⸗Lexikon, 8. Aufl. 12 Hibfrzbde. f. 8 Rthl. Leſſings Werke, 32 Bde. f. 8 Kthl. 
Johannes von Müllers Werke, 40 Bde. eleg. Hlbfrzbd. f. 8 Rtl. Arioſts raſender Roland, 
3 Bde. eleg. geb. f. 1½ Rtyl. uhlands Volkslieder, 2 Bde. Lwdbd. f. 2½ Rthl. Göthe's 
Fauſt, eleg. Hlbfzbd. f. 1 Rthl. Tegners Frithiofsſage in Prachtband f. 11% Rthl. Fir: 
menich, Germaniens Völkerſtimmen, 11 Hefte, anſt. 5 ½ f. 3 Rthl. Spindler's belletriſti⸗ 
ſches Ausland, 690 Bde., anſt. 46 f. 25 Rthl. Beckers Weltgeſchichte, 14 Bde. ſchön geb. 
f. 8 Rthl. Mozin dietionnaire complet. 4 vol, 1846. eleg. Hlbfzbd. f. 7 Rtl. Endler u. 
Scholz, Naturfreund, 11 Bde. mit 500 color, Kpfen., anſt. 60 f. 11 Rtyl. Berliner Kin⸗ 
derwochenblatt 1835 und 1836 mit 53 Kpfen, f. 1% Rthl. Kletke, das goldene Buch, für 
das Alter von 6 bis 9 Jahren. 2 Bde. f. 24 Sgr. 

Jugendſchriften, Bilderbücher und Kinderſpiele in großer Auswahl. 

In Schleſinger's Antiquar ⸗ Buchhandlung, Kupferſchmiedeſtraße 31: Schiller's 
Werke. 18 Bde. Ppbd. für 2¼ Rtl. Dr. Dorow. Erlebtes aus den Jahren 1790 bis 
1824. neu, 4 Bde. 1845. eleg. Hlbfzbd. ſtatt 6 f. 3 Rtl. Diezmann. Encyklopädie f. 
Kaufleute. 1838. Hlbfzbd. f. 2% Rtl. Schröckh's chriſtl. Kirchengeſchichte. 45 Bde. 
Hlbfzbd. Ladenpr. 67% Rtl. f. 12 ½ Rtl. Grünig's Gedichte. 1836. f. 1 Rtl. Hin: 
rich's polit. Vorleſungen. 2 Bde. 1843. Hlbfzbd. ſtatt 374 Rtl. f. 2 Rtl. v. Reden. 
Die Eiſenbahnen Deutſchlands. 7 Bde. 1847. Lwdbd. neu, ftatt 20 Rtl. f. 5 Rtl. Da u⸗ 
mer. Die Geheimniſſe d. chriſtl. Alterthums, 2 Bde. 1847, ſtatt 3 Rtl. f. 1% Rtl. 
Walter Scott's Werke. 110 Thle. in 42 Bänden. Ppbd. m- Titel, faſt neu, f. 5 Rtl. 
Klopſtock's Werke. 12 Bde. Ppbd. f. 2 Rtl. Konverſations⸗Lexikon d. Gegenwart, in 5 
Bon, komplett, ſtatt roh 12 Rtl. eleg. Hiefzbd. f. 4% Nil. 10 m rar | 


Oberſchleſiſche Eiſenbahn. 


Nachdem verſchiedene in den Jahren 1847 und 1848 bis incl. Ende Auguſt 1849 auf 
unſerer Bahn reſp. Bahnhöfen gefundene und zurückgebliebene Gegenftände nicht zurück⸗ 
gefordert worden ſind, ſo werden dieſelben Dinstags den 20. November, von 
Morgens 8 Uhr au, auf hieſigem Bahnhöfe im Bureau des Ober-Inſpektors gegen 
ſofortige Zahlung an den Meiſtbietenden verkauft werden. 

Das Diriktorium. 


Breslau, den 3. November 1849. n 
eſetzten Preiſen 


Zu herabg 
werden verkauft 
auf dem Kopiſch⸗Hofe in der Nikolai⸗Vorſtadt, Lange Gaſſe Nr. 9, 
völlig ausgetrocknet und geſund, und nach rheinland. Maße dicht 
geſetzt, folgende Brennhölzer. 


755 Klafter. 
Noth Buchen Leibholz I. A 


eine Thlr. 15 Sgr. 
dito eee n — 20 — 
Weiß⸗ Buchen dito I. W n 
dito dito II. FAN 6 — 7 7 
Erlen dito IL. n een er: 
dito dito II. 4 — 165 — 
Birken dito eee A) 
dito „ 
Kiefern bite J. 3 — 6 —' 
dito dito III. 4 — 20 — 
dito dito Ii... 4 — 85 — 
Fichten dito ian 
dito dito II. * * * 4 ge 5 rr! 
Eichen dito J. „ % 6 — 16 — 
Das Schock Birken⸗Bund holz 3 — 15 — 


Das Schock Kiefern⸗Bundholz „ — 
H. Bruck, Junkernſtraße Nr. 29. 


Von der Frankfurter Meſſe 
empfingen die neueſten Nock⸗ und Paletot⸗Stoffe, Duffels, Kalmucks, 
Bukskings, fo wie alle Arten Tuche, und empfehlen ſolche zu bekannt 


billigen und feste , Huldſchinsky, Schweidnitzer Straße Nr. 5. 


| Luſtig & Thunack, 

Schweidnitzer Straße Nr. 1, vin-a-vis der Korn⸗Ecke, 
empfehlen ir reichhaltiges Lager wollener geſtrickter und gewebter Damen⸗ 
Strümpfe, Herren⸗Socken, fo wie ihr vollſtandig ſortirtes Lager wollener weißer 
und coulenrter Strickwollen zu äußerſt billigen, aber feſten Preiſen zur geneigten 
Beachtung. g 


ga Auktionen in Breslau. . 
6. Novbr., Vorm. 9 uhr, Breiteſtr. 42: Porzellan, Glas, lackirte Waaren. 
— 6. Rovbr., Nachm. 2 uhr, Breiteſtr. 42: Dr. Beilſchmidtſche Bücher. 


en 7. Novbr., Vorm. 
a und Bohr⸗Werkzeuge, Feilen ꝛc. 


Dien Umtauſch der 
Friedr.⸗Wilh.⸗Nordbahn⸗Certificate 


gegen Original⸗Actien, fo wie die Realiſirung der darauf 


gegen billige Proviſion: 


. 


ur für 


Vom 6, November bis 


Reſſource zur Geſelligkeit. 
Mittwoch den 7. Nov., Abends 6 Uhr: 
General⸗Verſammlung. Ballotage. 
Sonnabend den 10. Nov., Abends Uhr: 

Konzert. 
Schweizerhaus. 
Dinstag den 6. Nov. großes Konzert. 

Weiß⸗Garten. 

Heute Dienſtag Abendkonzert der Phil⸗ 
harmonie unter Direktion des Hrn, Göbel. 

Anfang 6 Uhr. Ende 10 uhr. 
Lehrlings⸗Geſuch. 

Ein Knabe ordentlicher Eltern, am liebſten 
außerhalb Breslaus, der Luſt hat die Hand⸗ 
lung zu erlernen, kann ſofort eintreten. Nä⸗ 
heres zu erfragen in der Tuchhandlung des 


Ein Rittergut, 
8 Eiſenbahnſtunden von Breslau, 1500 Mrg. 
lauter Weizenboden, Schloß, maſſiven Ger 
bäuden, vollem Einſchnitt, Beſtellung, In⸗ 
ventar und Möbeln, Toll für 50,000 Kthlr., 
mit 10 — 15,000 Rthir. Anzahlung, ſofort 
verkauft werden. Meldungen von Selbſt⸗ 
käufern empfängt unter T. G. die Handlung 
von E. E. Beyer, Albrechts⸗Str. Nr. 40. 


11g 7 1 thlr. 5 725 
find. ganz oder theilweiſe hypothekariſch zu 
vergeben durch A. Geisler, Kupferſchmiede⸗ 
Straße Nr. 14. 


Anerbieten. 


Ein ältlicher anſtändiger Herr, welcher ge⸗ 
neigt wäre, keine eigene Wirthſchaft ‚führen 
zu wollen, kann ſich bei einer anftändigen 
Familie ſeinen Bedürfniſſen entſprechend mit 


Wohnung, Koſt und wirklich guter Pflege, h 


bei freundlichſtem Entgegenkommen, unter 
billigen Bedingungen anſchließen. — Nähere 
Auskunft ertheilt v. Schwellengrebel, am 
Ohlauer Stadtgraben Nr. 19. - 


Haus⸗Verkauf. 

Ein für einen Penfionaie ſich vorzüglich, 
aber auch für jedes Geſchäft ſich eignendes, 
nahe am Ringe zu Schweidnitz gelegenes 
Haus mit 6 Stuben und einem daranſtoßen⸗ 
den Gärtchen, iſt veränderungshalber aus 
freier Hand zu verkaufen. Nähere Auskunft 
ertheilt der Commiſſionair Führich daſelbſt. 

Friſche böbmiſche 

Speck⸗Faſanen, 
Rebhühner, Waldſchnepfen (a 15 Sgr.), friſche 
geſpickte Hafen (a 12— 15 Sgr.), wie auch 
Roth⸗, Tann⸗, Schwarz- und Rehwild, em: 
ſiehlt zu den billigſten Preiſen: ’ 

W. Beier, Wildhändler, 
Kupferfi chmiede fir. Nr. 16. 


Holſt. Auſtern 


Holſteiner Auſtern, 
Pomm. Gänſebrüſte, 
Teltower Rübchen, 
marinirten Brataal 


empfiehlt von neuen Sendungen: 


Guſtav Scholtz, 


Schweidnitzerſir Nr. 50, Ecke der Jünkernſtr. 


Das Geſellſchafts⸗Lokal mit Kegelbahn und 
Garten, Nikolaiſtraße Nr. 27, welches ſeit 
geraumer Zeit der goldene 2 erein 
inne hat, iſt von Termin Oſtern 1850 an, 
anderweitig zu vermiethen. Die nähern Be⸗ 


9 uhr, im Sandzeughauſe: Guß⸗ und Schmiede⸗Eiſen, Schneide- dingungen find im Vorderhauſe, eine Stiege 


hoch, zu erfragen. 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Comp. 


Adolph Goldſchmidt. 
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12, dicht am Blücherplatz, 


daher unter keiner Bedingung ein Abhandeln ftattfindet, doch werden die 
geehrten Damen die überaus große Billigkeit der Waaren ger en. 
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haftenden proz. Zinſen beforgt 


FNR 
NN: 


nd: 
Eu 1, 2 und 3 Rtlr. pro Fenſter; 
lle eine Parthie weiße und 


3 
en 


find, 


anerkennen. 


nene 


Eine ſehr achtbare Wittweſhferfelbſt, welche 
ſeit einer Reihe von Jause Ga ch 
10. Jahre ab in ihren Familienkreis zu mütter⸗ 
lichen Erziehung aufgenommen, tft bereit, ſich 
ein oder zwei Mädchen andertraut zu ſehen. 
Senior Berndt iſt zu jeder weiteren Aus⸗ 
kunft gern bereit. 


Ein tüchtiger Kutfcher, 
welcher mit Gewandheit vierſpännſg fahren 
kann, in allen feinen Konditionen ftetg, Jahre 
lang treu und zur Zufriedenheit gedient hat, 
ſucht von Weibnachten d. J. ab, einen neuen 
Dienſt. Das Nähere Meſſerg. 39 im Comtoir. 


f Verloren. 

Ein Wachtelhund, braungefleckt, auf den 
Namen Mylord hörend, iſt am Zter d. M. 
verloren gegangen. Wiederbringer empfängt 
Eliſabetſtraße Nr. 6 eine angemeſſene Be⸗ 
lohnung. 


— ———— — 
Blonden, Schleier, Shawls, Seidenzeuge, 
wollene Kleider, Tücher in allen Arten, wer⸗ 
den gewaſchen, ſo wie auch Bänder gefärbt 
zu den billigſten Preiſen bei Emilie Moront, 
Burgfeld Nr. 4, eine Treppe hoch. 


Feinſtes Ultramarin (Neublan), I Pfd. 

10 Sgr., empfiehlt: nee, 
D. raße Nr. u 

der zweite Stod zu tt tu 


Neue holländische Vollheringe — 
empfing in ſchönſter Qualität und em ſtehlt 
die ½ Tonne mit circa 48 Stück für ; Rtl. 
incl. Gebind, einzeln das; Stück 1½ Sgr. 

Herrmann Stefke, Reuſche Straße 63. 


Mieths⸗Geſuch. 


Zu einer großen hellen Stube par torre 
inten oder vornheraus mit einer oder meh⸗ 
rern daran ſtoßenden trockenen Remifen, weis 
ſet einen ſichern Miether nach die Handlung 
S. Schleſinger u. Comp. in Nr. 8 am 
Ringe. 1 - 
Vermiethung. 

Eine bequeme Wohnung im Hofe, aus 2 
Stuben, 1 Alkove nebſt Zubehör beſtehend, 
iſt zum 2. Januar 1850 zu beziehen, Karls⸗ 
Straße Nr. 36. n 


1 


1 


Art ie een — u. 

Neue Gaſſe Ni 18 an der Promenade ift 

der 2. Stock nebſt Gartenbenugung zu ver⸗ 
miethen 122 


eumarkt Nr. 32 ME In der I. rage f 
möblirte Stube mit Flügel an einen lan 
digen Beamten 2c, zu vermiethen. 


Ju verkaufen iſt ein großer Neufoundläns 
der⸗Hund, Neudorf⸗Commende Nr. 59. 


Herrenſtr. 14 iſt der erſte Stock, beſtehend 
in 4 Stuben (mit 3 Eingängen) und Zube⸗ 
hör für 120 Rthl. zu vermiethen und Oſtern 
zu beziehen. Das Nähere beim Wirth zwei 
Stiegen. 


Agnesſtr. 10 iſt der 2. Stock von 5 


iecen 
bald oder Neujahr zu beziehen. — 


Hötel garni, Elegant möblirte Zi? 
mer find moͤglichſt billig ſtets für Frempe zu 
vermiethen Tauenzienſtr. Nr. 83, Ae vom 
Tauenzien⸗Platz. N. Schultze. 
Angekommene Fremde in 

General:Lieutenant von 


Frau Oberſt von Theele au 
beſitzer Rietſch aus 


Zet 
erder a. Keiſſe. 
0 Berlin. Guts⸗ 


* nann au La ub 5 he 
a 
aan Sale nat au 
„Graf itz aus Sulau. e⸗ 
beine Regſerungs⸗Rath Baron v. Gaffron 
add, omen Kaufmann Sternhagel aus 
zer in ee; Kaufmann Guillard aus 
Lela kommet ther von Paſowska aus 


Redakteur: Nimbs. 


